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I.
Einleitung

1.
Die Botschaft der Präsidentschaft: "Unser Europa. In einer Wertegemeinschaft gemeinsam in die Zukunft"
In dieser Botschaft spiegelt sich unser Bestreben wider, Impulse zu geben für eine Wertegemein​schaft, in der das Recht der Bürger auf Sicherheit, Demokratie und mehr Lebensqualität anerkannt wird, in der Institutionen geschaffen werden, die Partizipation und Gleichheit gewährleisten können, und in der die europäischen Bürger das Gefühl haben, dass ihre Stimme gehört wird und dass sie zu einer neuen gemeinsamen Familie, unserem Europa, gehören.

Unser Europa steht ausnahmslos allen europäischen Völkern offen. Jeder hat seinen Teil an Europas Zukunft beizutragen. Mit der Erweiterung rückt die Verwirklichung dieser Vision um vieles näher. Unser Europa heißt die neuen Mitgliedstaaten willkommen in der Zuversicht, dass eine neue Gemeinsamkeit und eine neue Dynamik entstehen, eine Dynamik, die die neuen Staaten bei ihrer raschen sozialen, politischen und wirtschaftlichen Transformation bereits unter Beweis gestellt haben. Es liegt nun an uns allen, die Erweiterung zu einem Beschleunigungsfaktor für die europäische Integration zu machen; damit wird Europa in die Lage versetzt werden, den Herausfor​derungen eines neuen weltpolitischen Zeitalters zu begegnen.

2.
Die fünf wichtigsten Prioritäten

Die umfangreichste Erweiterung in der Geschichte der EU, die die künstliche Spaltung Europas beendet und Gesellschaften und Volkswirtschaften zusammenführt, die über Jahrzehnte hinweg von völlig verschiedenen Systemen geprägt waren, stellt zugleich auch eine Herausforderung dar, die mit dem Abschluss der Verhandlungen und dem Beitrittsbeschluss noch nicht als abgeschlossen gelten kann. Die griechische Präsidentschaft wird sich nach Kräften um die Einhaltung des Zeit​plans und die stufenweise Eingliederung der neuen Mitgliedstaaten in das Gemeinschaftsgefüge bemühen. 

Die weitere Umsetzung der Strategie von Lissabon und das Frühjahrsgipfeltreffen 2003 fallen in eine Zeit neuer politischer und wirtschaftlicher Rahmenbedingungen mit großen Herausforde​rungen, aber auch Chancen. Den politischen und wirtschaftlichen Unsicherheitsfaktoren bei Wachstum und Stabilität in Europa und der Welt stehen ausgleichend eine europäische Währung, die sich weltweit zu einer der stärksten Währungen entwickelt hat, sowie die Perspektive der Erweiterung der EU gegenüber. In einem solchen Umfeld halten wir entschlossen an unserem Ziel fest, die Union zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen - einem Wirtschaftsraum, der fähig ist, ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum mit mehr und besseren Arbeitsplätzen und einem größeren sozialen Zusammenhalt zu erzielen. Voraussetzung dafür sind umfassende Reformen für rascheres Wachstum, Beschäftigung, Wohlstand und Verbesserung der Lebensqualität. 

Die Politik der Union in den Bereichen Einwanderung, Asyl und Kontrolle der Außengrenzen ist eine der wichtigsten Prioritäten der griechischen Präsidentschaft. Die einschlägigen Gemeinschafts​politiken sind der Tragweite der zu bewältigenden Einwanderungsproblematik bislang nicht gerecht geworden. Der Binnenmarkt mit der Freizügigkeit der Arbeitskräfte bedeutet auch gemeinsame Verantwortung. In Sevilla haben wir Beschlüsse gefasst, die bis zur Tagung des Europäischen Rates in Thessaloniki umgesetzt werden müssen. Doch über die Problematik der illegalen Einwande​rung, der gemeinsamen Kontrolle der Außengrenzen und des Asyls hinaus müssen wir einen umfassen​deren Ansatz verfolgen und auch Themen der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Integration der Einwanderer mit einbeziehen. Die Präsidentschaft wird konkrete Initiativen zur Formulierung gemeinsamer Ziele und eines gemeinsamen Rahmens einheitlicher Praktiken ergrei​fen, die einen ausgeglichenen und langfristig angelegten Lösungsansatz für die Einwanderungs​problematik gewährleisten.

Für die Tagung des Europäischen Rates in Thessaloniki ist auch die erste gründliche Aussprache über die Zukunft Europas auf der Grundlage der Vorschläge des Konvents geplant. Die Themen, die in Laeken angesprochen wurden, betreffen sowohl die Zukunft der Institutionen als auch die künfti​gen Politiken einer erweiterten Union. Auf dieser Grundlage sollte die Diskussion den Grad an Konsens widerspiegeln, der bis dahin erreicht werden konnte, und diejenigen Punkte behandeln, auf die sich die Regierungskonferenz, die unter der italienischen Präsidentschaft stattfinden wird, konzentrieren muss.

Im Bereich der Außenbeziehungen wird die griechische Präsidentschaft ihr Augenmerk insbeson​dere den direkt benachbarten Regionen zuwenden, ohne dass dabei freilich die Verpflichtungen der Union gegenüber anderen Regionen der Welt vernachlässigt werden. Der Balkan, der Mittelmeer​raum, der Nahe Osten, Russland, die Schwarzmeerländer verlangen im Interesse der Friedens- und Demokratiesicherung unsere ständige Aufmerksamkeit. Gleichzeitig bieten diese Regionen jedoch auch große Chancen für eine Zusammenarbeit mit wechselseitigen wirtschaftlichen Nutzen. Der Umgang mit der Irak-Krise stellt eine besondere Herausforderung dar, weil es um die Wahrung der Geschlossenheit der GASP und die Stärkung der Rolle der Union auf der internationalen Bühne geht. Bei der Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten im Rahmen des transatlantischen Dialogs können beide Seiten gewinnen, wenn sie sich auf wichtige Themen konzentrieren, die einen gemeinsamen Lösungsansatz erfordern.

3.
Die Lage in Europa und in der Welt

Das Jahr 2003 wird ein Meilenstein in der Geschichte der EU sein. Zehn neue Mitgliedstaaten werden, gemeinsam mit den derzeitigen fünfzehn Mitgliedstaaten, einen kühnen Schritt in jene Richtung tun, die die Gründer der Union gewiesen haben: Frieden und Wohlstand durch eine weit reichende europäische Integration. Ein neues Zeitalter bricht an, ein Zeitalter, in dem Europa gestärkt und gerüstet ist, sich neuen Herausforderungen zu stellen. In diesem Rahmen werden wir zum ersten Mal einen neuen Vertrag anwenden, den Vertrag von Nizza. Gleichzeitig erreicht die Diskussion über die Zukunft Europas ihren Höhepunkt, und wir sind dabei, einen Grundlagentext mit verfassungsähnlichem Charakter, in dem die Prinzipien, auf die wir uns stützen, und die neuen Ziele, die wir für die Europäische Union setzen wollen, verankert werden.

Gleichzeitig wird die griechische Präsidentschaft voraussichtlich in einem besonders unbeständigen und schwer kalkulierbaren internationalen Umfeld zu agieren haben. Das Auftreten neuer Faktoren bei der Herausbildung des internationalen Gleichgewichts, der internationale Terrorismus, das organisierte Verbrechen und ganz generell das Aufkommen von Kräften, die sich keiner institu​tio​nellen Kontrolle oder Disziplin unterwerfen, erzeugen auf der internationalen Bühne ein Klima großer Ungewissheit. Die Präsidentschaft muss äußerst wachsam sein, um eventuellen Krisen mit Erfolg begegnen zu können. Gleichzeitig muss sie sich entschlossen den großen Herausforderungen stellen: 

●
Bekämpfung des internationalen Terrorismus und des organisierten Verbrechens. Die jüngsten Erfahrungen haben gezeigt, dass der Kampf gegen den internationalen Terro​rismus einen komplexen Prozess mit zahlreichen Aspekten – militärischen, wirtschaft​lichen, politi​schen, kulturellen – darstellt. Eine umfassende Strategie muss auf die Bekämpfung sowohl der Symptome als auch der Ursachen ausgerichtet sein.

●
Angesichts der derzeitigen Verlangsamung des Wirtschaftswachstums kommt der Schaffung von mehr Vertrauen und der Verbesserung des Investitionklimas, höherer Produktivität, mehr Beschäftigung und mehr Haushaltssicherheit entscheidende Bedeu​tung zu.

●
Die Herausforderung der "nachhaltigen Entwicklung" auf globaler Ebene, d.h. einer Entwicklung, die zur Bekämpfung der Armut, zur Beseitigung des Elends und zur Über​brückung der immer größer werdenden sozialen und wirtschaftlichen Ungleich​heiten beiträgt und gleichzeitig dem Schutz der Umwelt und der Erhaltung der Ökosysteme Rechnung trägt.

●
Bekräftigung der Rolle des Völkerrechts und der internationalen Institutionen und Förderung eines neuen Modells des demokratischen Regierens vor dem Hintergrund der Globalisierung. 

Die Unsicherheitsfaktoren und die großen Herausforderungen, denen wir uns gegenüber sehen, machen die Stärkung und die Wiederherstellung eines Gefühls der Sicherheit bei den Bürgern Europas für uns zu einem vorrangigen und übergeordneten Ziel. Ob es nun um die Bekämpfung des Terrorismus und des organisierten Verbrechens, um die Steuerung der Einwanderungsströme, um Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, um die Zukunftsfähigkeit der Rentensysteme oder um die Sicherheit der Lebensmittel und den Verbraucherschutz geht – die Europäische Union muss wieder ein Klima der Sicherheit und des Vertrauens herstellen. Und darauf sind auch die meisten der im Programm der griechischen Präsidentschaft genannten Vorhaben abgestellt.

II.
Prioritäten 

1.
Erweiterung: Der Beitrittsvertrag und die Zeit danach

Oberste Priorität der griechischen Präsidentschaft ist dafür zu sorgen, dass der Zeitplan für den Beitritt der zehn Bewerberländer gemäß den Kopenhagener Beschlüssen eingehalten wird. Die Union freut sich, nach Abschluss der Beitrittsverhandlungen mit Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, der Slowakei, Slowenien, Tschechischen Republik, Ungarn und Zypern diese Staaten ab 1. Mai 2004 als Mitglieder begrüßen zu können.

Der historische Beschluss von Kopenhagen sieht vor, dass der neue Vertrag im April 2003 in Athen unterzeichnet wird. Bis dahin muss die Abfassung des Vertrags abgeschlossen, die Stellungnahme der Kommission abgegeben und die Zustimmung des Europäischen Parlaments erfolgt sein; desgleichen muss der Rat den entsprechenden Beschluss gefasst haben. Falls bereits vor Abschluss des Beitrittsvertrags eine Lösung für das politische Problem Zyperns gefunden werden kann, wird der Beitrittsvertrag auch die vereinbarte Regelung im Einklang mit den Grundsätzen, auf denen die Union basiert, enthalten. 

Die zehn Beitrittsländer werden vom Zeitpunkt der Unterzeichnung des Beitrittsvertrages bis zum eigentlichen Beitritt, also nach der Ratifizierung des neuen Vertrags durch die 15 derzeitigen und die 10 neuen Mitgliedstaaten entsprechend den von der Verfassung des jeweiligen Landes vorge​sehenen Verfahren, als aktive Beobachter an den Arbeiten des Rates teilnehmen. 

Die derzeitigen Mitgliedstaaten werden auch nach Abschluss der Verhandlungen bis zum tatsäch​lichen Beitrittszeitpunkt die Übernahme und Umsetzung des gemeinschaftlichen Besitzstandes seitens der Beitrittsländer weiterhin beobachten, insbesondere jedoch im zweiten Halbjahr 2003, wenn die Kommission sechs Monate vor dem Beitrittsdatum einen umfassenden Bericht über die diesbezüglichen Fortschritte der Beitrittsländer vorzulegen hat. 

Die griechische Präsidentschaft wird die neue intensivierte Heranführungsstrategie für Bulgarien und Rumänien umsetzen. Die Beschlüsse von Brüssel und Kopenhagen enthalten einen konkreten Zeitplan für den Abschluss der noch verbleibenden Kapitel des gemeinschaftlichen Besitzstandes, eine Aufstockung der Heranführungshilfe und das Zieldatum 2007 für den Beitritt der beiden Länder.

Zur verstärkten Vorbereitung der Türkei auf den Beitritt werden ihre Bemühungen in Richtung auf die Einleitung von Beitrittsverhandlungen nach dem Zeitplan von Kopenhagen unterstützt. Wie im jährlichen Bericht der Kommission festgestellt wird, muss im Detail geprüft werden, inwieweit die verschiedenen Rechtsetzungsvorhaben der Türkei zur Erfüllung der Kopenhagener Kriterien verwirklicht sind. Gleichzeitig muss nach neuen Wegen für ein besseres Verständnis der Forde​rungen der Union und der Prioritäten der Beitrittspartnerschaft, denen in den nächsten beiden Jahren entsprochen werden muss, gesucht werden. Während der griechischen Präsidentschaft soll auch eine neue Beitrittspartnerschaft für die Türkei ausgearbeitet werden.

Abschließend ist zu sagen, dass die Erweiterung aus unserer Sicht ein Schritt in Richtung der euro​päischen Integration ist und dass dadurch keinesfalls neue Trennungslinien entstehen dürfen. Wir streben an, dass die Erweiterung als Ausgangspunkt für den Aufbau intensiverer Beziehungen im europäischen Großraum von Russland bis zum Mittelmeer auf der Grundlage gemeinsamer Werte und wirtschaftlicher Interessen dient.

2.
Lissabon-Prozess: Wettbewerbsfähigkeit, Zusammenhalt und Nachhaltigkeit

Der Lissabon-Prozess hat sein erstes Ziel, nämlich die europäischen Bemühungen um wirt​schaft​liche und soziale Reformen zu mobilisieren und zu unterstützen erreicht. In den drei Jahren nach der Fest​legung der Strategie, d.h. auf dem ersten Drittel der Wegstrecke bis zum Zieldatum 2010, ist viel erreicht worden, aber in einer Reihe von Bereichen bestehen noch Defizite bei der Umsetzung. Um intensiver auf die im Jahre 2000 aufgestellten Ziele hinzuweisen, möchte sich die griechische Präsidentschaft auf folgende Schwerpunkte konzentrieren: 

2.1.
Unternehmergeist und kleine Unternehmen
In Europa besteht ein Defizit an Unternehmergeist, und zwar insbesondere in den wissensintensiven Berei​chen. Junge Unternehmer und kleine Unternehmen leisten nicht den Beitrag zu Beschäfti​gung, Wachstum und regionalem Zusammenhalt, den sie eigentlich leisten könnten. Für die Bewäl​tigung dieses Problems müssen die Hürden für den Zugang zum Markt abgebaut, die Verwaltungs​ver​fahren vereinfacht, der Zugang zu Kapital verbessert, die Schaffung von Netzwerken gefördert, die Fachkompetenz und die Qualität der Beschäftigung in den kleinen Unternehmen verbessert und unternehmerisches Denken im Bildungssystem gefördert werden. In diesem Sinne wird die grie​chische Präsidentschaft auf die Annahme des Grünbuchs über unternehmerische Initiative durch den Europäischen Rat, auf eine Beschleunigung der Umsetzung der Europäischen Charta für Klein​unternehmen, auf eine Vereinfachung der rechtlichen Rahmenbedingungen und auf eine konse​quentere Verbreitung bewährter Verfahren der Unternehmensverfassung und -leitung hinarbeiten, um das Vertrauen der Marktteilnehmer zu stärken.

2.2.
Eine wissensbasierte Wirtschaft in Europa

Das wirtschaftliche Wachstum Europas hängt mittelfristig von der Nutzung neuer Entwicklungs​quellen ab. Die griechische Präsidentschaft wird konkrete Ergebnisse bei der Entwicklung von Forschungstätigkeiten im Bereich der Spitzentechnologien, einschließlich der Forschung mit vertei​digungspolitischem Bezug anstre​ben. Ferner wird sie sich für eine Erhöhung der Investitionen in Forschung und Technologien (insbesondere seitens der Unternehmen), die Verabschiedung des Gemeinschaftspatents sowie ganz generell für die Ver​wirklichung einer Informationsgesellschaft für alle mit offenen Normen und interfunktionellen Netzwerken und Diensten einsetzen. Parallel dazu werden Beschlüsse zur Finanzierung des Programms e-Europe und ein signifikanter Beitrag der Union zum VN-Gipfel zur Informationsgesellschaft ausgearbeitet. Da die Human​ressourcen entscheidend sind für eine wissensbasierte Wirtschaft, kommt namentlich der Reform der Allge​mein- und Berufsbildungssysteme (vor allem im Bereich der Grundfertigkeiten und der Erlernung von Fremdsprachen) sowie der Mobilität der Beschäftigten besondere Bedeutung zu.

2.3.
Europa im Verbund
Die Länder der EU sind heute immer mehr miteinander verflochten. Daher muss alles dafür getan werden, um Barrieren für diese Integration aus dem Weg zu schaffen, insbesondere in den Berei​chen Energie, Verkehr und Finanzdienstleistungen. Was den Energiesektor betrifft, so arbeitet die Präsidentschaft auf das Ziel hin, eine Einigung über eine vollständige, funktionsfähige Liberali​sie​rung und eine Reduzierung der staatlichen Präsenz zu erreichen; zu berücksichtigen sind dabei die aus dem öffentlichen Interesse erwachsenden Verpflich​tungen, die Versorgungssicherheit und die schutz​bedürftigen Regionen und Bevölkerungsgruppen. Ferner wird die Präsidentschaft Folgendes anstreben: Ausbau von Finanzinstrumenten zur Ausweitung der transeuro​päischen Energie- und Verkehrsnetze (auch unter Einbeziehung der neuen Mitgliedstaaten); Verwirklichung eines einheit​lichen europäischen Luftraums; Forschritte bei der Umsetzung der Aktionsprogramme für Finanz​dienstleistungen und Unternehmenskapital; Formulierung der Grundsätze für die Leistungen der Daseinsvorsorge; Modernisierung des Wettbewerbsrechts und Förderung des Dienstleistungs​binnenmarkts.

2.4.
Mehr und bessere Arbeitsplätze. 

Die zweite Säule von Lissabon betrifft die Modernisierung des Sozialmodells und ist von ebenso großer Bedeutung wie die wirtschaftlichen Aspekte. Der Europä​ische Rat hat in Lissabon und Stockholm ehrgeizige Ziele für die Erhöhung der Beschäftigungs​quote gesetzt. Damit diese Ziele erreicht werden können, muss das politische Instrumentarium neu definiert und die Funktionsweise des Marktes verbessert werden; Änderungen wird es auch bei den sozialen und kulturell bedingten Verhaltensmustern geben müssen, insbesondere bezüglich der Teilhabe von Frauen, älteren Menschen und Einwanderern am Arbeitsmarkt. Dementsprechend muss auch die Frühjahrstagung 2003 des Europäischen Rates einen starken Impuls für Reformen zur Verringerung des quantita​tiven und qualitativen Beschäftigungsdefizits in Europa geben. Die griechische Präsidentschaft will sich ins​besondere auf folgende Themen konzentrieren: a) zeitliche Abstimmung der wichtigsten wirt​schafts- und sozialpolitischen Maßnahmen im Interesse einer besseren Koordinierung und Gesamt​regie, b) Revision der europäischen Beschäftigungsstrategie auf der Grundlage der Beschlüsse von Barcelona und c) Verbesserung der qualitativen Aspekte der Ar​beit auf der Grundlage der Mitteilung der Kommission zu Gesundheit und Sicherheit. 

2.5.
Stärkung des sozialen Zusammenhalts. 

Ein stärkerer sozialer Zusammenhalt lässt sich durch eine Modernisierung der Strategien für sozialen Schutz und gesellschaftliche Integration, aber auch durch vernünftige und gerechte Antworten auf die demografischen Veränderungen und die Auswirkungen der Alterung der Bevöl​kerung er​reichen. Im Bereich der Renten müssen die Mitgliedstaaten konkrete Schritte unter​nehmen, damit die Systeme auch in der Zukunft ihren sozialen Zielen gerecht werden können und Stabilität und Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte aufrechterhalten bleiben. Ein Schwerpunkt werden für die griechische Präsidentschaft Maßnahmen zur Integration sozial ausgegrenzter Personengruppen sein, auch angesichts der Tatsache, dass das Jahr 2003 das Jahr der Menschen mit Behinderungen ist. Ferner hat sich die Präsidentschaft das Ziel gesetzt, aus der Prüfung des gemein​samen Rentenberichts geeignete Schlussfolgerungen zu ziehen, die Verordnung über die Koordinie​rung der Rentensysteme zu aktualisieren und die Auswirkungen der Alterung auf die Gesundheits- und Pflege​systeme für alte Menschen eingehend zu untersuchen.

2.6.
Gewährleistung künftigen Wohlstands durch Nachhaltigkeit. 

Seitdem die Lissabonner Strategie im Jahre 2001 in Göteborg um die Umweltkomponente erweitert wurde, kommt der Vereinbarkeit von Umwelt- und Wirtschaftspolitik besonderes Gewicht zu. Die Frühjahrstagung 2003 des Euro​päischen Rates bietet die Möglichkeit, die Grundachsen dieses strategischen Ansatzes für ein aus​gewogenes nachhaltiges Wachstum präzise festzulegen und konkrete Ziele vorzugeben, die als Motor für weitere Fortschritte wirken. Was die Förderung einer nachhaltigen Entwicklung betrifft, wird sich die griechische Präsidentschaft für die folgenden Ziele einsetzen: Überprüfung der EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung auf der Grundlage des Göteborger Mandats und des 6. Umweltaktionsplans mit dem Ziel, die wirtschaftliche Entwicklung vom Verbrauch natürlicher Ressourcen und von Umweltbelastungen abzukoppeln und die Verpflichtungen von Johannesburg umzusetzen. Der Schwerpunkt liegt auf dem Zehnjahresrahmen bei den Programmen für nachhal​tige Erzeugung und nachhaltigen Verbrauch (saubere Techno​logien, Material- und Energieein​sparung) sowie auf den Wasser- und Energieinitiativen in Form gezielter Maßnahmen unter ande​rem in folgenden Bereichen: Steigerung des Anteils der erneuer​baren Energien, Einbeziehung der Umweltdimension in die Außenpolitik der EU, Beseitigung von Hindernissen für die Entwicklung der Umwelttechnologie und Gesamtstrategie für Chemikalien. Ferner wird die griechische Präsi​dentschaft auf die Verabschiedung der Verordnung über die Besteuerung von Energieerzeugnissen im Interesse einer effizienteren Energienutzung und auf Fort​schritte bei den Beratungen über die Rahmenverordnung für die Tarifierung der Infrastruktur​nutzung hinarbeiten.

3.
Einwanderung – Asyl: Gemeinsame Verantwortung, umfassende Einwanderungspolitik

Die Werte "Recht, Freiheit und Sicherheit", die im Vertrag von Amsterdam und in den Schlussfol​gerungen von Tampere verankert sind, entsprechen einem zentralen Anliegen der Bürger Europas. Aufgrund der Globalisierung, der Armut und der regionalen Konflikte nimmt das Phänomen der Einwanderung bisher unbekannte Ausmaße an und erwachsen für die Europäische Union neue Notwendigkeiten und Pflichten. Gleichzeitig bringt hier die Erweiterung der Europäischen Union neue Herausforderungen und Chancen mit sich, wie etwa die Verschiebung der Außengrenzen, aber auch bezüglich der Umsetzung der Unionspolitik in einem Rahmen von 25 oder noch mehr Staaten. 

Die Beziehung zwischen Einwanderung und Entwicklung, die gesellschaftliche und wirtschaftliche Integration der legalen Migranten sowie die Bewältigung des Problems der illegalen Einwanderung stecken den Rahmen für das Handeln der griechischen Präsidentschaft ab.

Die in Sevilla beschlossene finanzielle und technische Unterstützung von Drittländern wird dazu beitragen, dass soziale und wirtschaftliche Verhältnisse geschaffen werden, die es ermöglichen, dass Wirtschaftsmigranten in ihren Herkunftsländern bleiben. Unter Berücksichtigung des gesamten Spielraums für eine bessere Koordinierung der Einwanderungspolitik der Mitgliedstaaten möchte die Präsidentschaft auf eine umfassende Einwanderungspolitik hinarbeiten, die dem Integrations​grad einer Union ohne Binnengrenzen und der Tragweite der von uns zu bewältigenden Herausfor​derungen angemessen ist. In Anbetracht des unbestrittenen Nutzens einer gelenkten legalen Ein​wanderung für die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft und für die Überwindung des demografischen Problems sollte eine solche Politik die Einwanderungsströme steuern und nutzbar machen und nicht nur im Nachhinein Restriktionsmaßnahmen verfügen. 

Gleichzeitig möchte die griechische Präsidentschaft betonen, dass die Eindämmung der illegalen Einwanderung ein kollektives Problem der Union ist und die Bewältigung dieses Problems unter die gemeinsame Verantwortung fällt. Die Bekämpfung der Schleuserkriminalität und des Menschen​handels setzt eine enge Zusammenarbeit mit den Herkunfts- und Transitländern sowie die Schaffung eines kohärenten institutionellen Rahmens für die Rückübernahme und Rückführung voraus. Was die gemeinsame Kontrolle der Grenzen und die Rückführungspolitik betrifft, bilden die Umsetzung der gemeinsamen Maßnahmen auf der Grundlage der Wegskizze der dänischen Präsident​schaft sowie der erwarteten Vorschläge der Europäischen Kommission zu einer gerechten Lasten​verteilung eine wichtige Priorität der griechischen Präsidentschaft. Dementsprechend kommt dem Bericht der Präsidentschaft für den Europäischen Rat (Thessaloniki) über die Umsetzung der in den Schlussfolgerungen von Sevilla enthaltenen Leitlinien eine entscheidende Bedeutung zu. 

Im Asylbereich sollten also verstärkte Bemühungen um eine Umsetzung effizienter Verfahren mit entsprechenden Fortschritten bei gemeinsamen Strategien bezüglich der legalen Einwanderung und bei der Entwicklung des gemeinsamen Grenzkontrollsystems einhergehen.

4.
Die Zukunft Europas: Die Ergebnisse des Konvents

Angesichts der bevorstehenden Erweiterung auf 25 Mitgliedstaaten ist die Zukunft der Europäi​schen Union einer der Interessenschwerpunkte der griechischen Präsidentschaft. Griechenland hat immer die Meinung vertreten, dass die Erweiterung der Union mit einer Vertiefung der europä​i​schen Einigung einhergehen muss. Die erweiterte Union muss sich zu einem institutionellen System entwickeln, das effiziente, demokratisch und sozial geprägte Beschlüsse ermöglicht.

Aus diesem Grund misst Griechenland als das den Ratsvorsitz ausübende Land den Arbeiten des Konvents zur Zukunft Europas besondere Bedeutung bei und begrüßt die Fortschritte, die der Konvent bislang bei seinen Beratungen verzeichnen konnte. Der Beitrag aller am Konvent beteiligten Seiten war, was die Formulierung von Ideen, Vorschlägen und Plänen für die zukünftige Architektur der Europäischen Union angeht, überaus bedeutsam. Besondere Erwähnung verdient, dass der Konvent nunmehr auf der Grundlage zahlreicher Vorschläge am Entwurf für einen Verfas​sungs​vertrag arbeitet.

Im Einklang mit den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Kopenhagen geht Griechen​land davon aus, dass der Konvent seine Arbeit vor der Tagung des Europäischen Rates von Thessaloniki abgeschlossen hat. Somit kann dann der Europäische Rat alles Nötige veranlassen, damit das Verfahren, wie in Nizza und Laeken beschlossen, mit der Einberufung der Regierungs​konferenz und der Verabschiedung eines neuen Verfassungsvertrags abgeschlossen werden kann. Zu diesem Zweck wird Griechenland eng mit allen am Konvent beteiligten Seiten, den Mitglied​staaten, den beitrittswilligen Ländern sowie insbesondere mit dem Europäischen Parlament und der Europä​ischen Kommission zusammenarbeiten.

Angesichts der Tatsache, dass wir uns auf die Aufnahme zehn neuer Mitglieder in die Europäische Union vorbereiten, hat sich die griechische Präsidentschaft zum Ziel gesetzt, alle Voraussetzungen zu schaffen, um einer neuen politischen Phase im europäischen Einigungsprozess den Weg zu ebnen. Unsere Schwerpunkte lassen sich hier wie folgt zusammenfassen:

Erstens soll die erweiterte Europäische Union ein demokratisch verfasstes bürger- und gesell​schaftsnahes System sein, das auf den Grundsätzen der Demokratie, des Rechtsstaates und der Achtung der bürgerlichen Rechte und der Rechte von Minderheiten, der Gleichberechtigung aller Mitgliedstaaten, der Solidarität und der Subsidiarität beruht.

Zweitens soll die Union effizient und entscheidungsfähig und mit allen politischen Instrumenten und allen Ressourcen ausgestattet sein, die es ihr erlauben, die Probleme der Gesellschaft und der Bürger zu lösen und den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt sowie eine wirkliche Konvergenz, eine effiziente Gestaltung und Reform der europäischen Wirtschaft und eine nach​haltige Entwicklung zu fördern. 

Drittens soll die Union im weiteren regionalen und internationalen Umfeld eine bedeutsame Rolle als ein Faktor des Friedens, der Stabilität und der Zusammenarbeit spielen, aktiv an der Gestaltung einer besseren Welt mitwirken, die sich auf das Völkerrecht und die internationalen Institutionen stützt, und die verantwortungsvolle Staatsführung, den Schutz der Umwelt, die Entschärfung von Konfliktsituationen sowie die Bekämpfung des organisierten Verbrechens und des Terrorismus fördern. 

5.
Außenbeziehungen: Das neue Europa als internationaler Friedens- und Stabilitätsfaktor 

Die griechische Präsidentschaft fällt in eine Zeit tief greifender Änderungen in Europa und neuer Herausforderungen im Bereich der Zusammenarbeit in Sicherheits- und Verteidigungsfragen, einem Bereich, in dem sich die Union um eine neue Identität bemüht. In einer Zeit, in der sich die größte Erweiterung ihrer Geschichte vollzieht, ist die EU aufgerufen, den Rahmen ihrer Beziehungen mit den neuen Nachbarländern zu überdenken und eine Politik zu gestalten, die die neue Realität in Europa widerspiegelt. Vor diesem Hintergrund misst die griechische Präsidentschaft dem Ausbau der Beziehungen mit den Balkanländern hohe Priorität bei. Eine echte Weiterentwicklung und Ver​tiefung der Beziehungen zwischen der EU und Russland werden einen wichtigen Parameter bei den Bemühungen um eine Festigung des Friedens, der Stabilität und der Zusammenarbeit in Europa darstellen. Die Beziehungen mit der Ukraine, Belarus und Moldau sowie mit der Kaukasus-Region gewinnen im Rahmen dieser neuen europäischen Realität ein besonderes Gewicht. Gleichzeitig ist auch die Intensivierung der Zusammenarbeit der Union mit den Mittelmeerländern ein Haupt​anliegen der Präsidentschaft.

Die griechische Präsidentschaft wird den politischen Dialog mit allen Ländergruppen fördern. Besonderes Gewicht legt sie dabei auf die Achtung der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit. Im Kampf gegen die Ungleichheit, aber auch gegen die Verbreitung atomarer und chemischer Waffen sowie bei der Rüstungskontrolle und der Konfliktprävention streben wir eine engere Zusam​menarbeit der Union mit den Vereinigten Staaten an. Ferner setzen wir uns für eine aktivere Betei​ligung der EU am Kampf der internationalen Gemeinschaft gegen den Terrorismus ein; dazu soll die Entwicklung von Kapazitäten und Strategien gefördert und die multilaterale Zusammen​arbeit mit Drittländern und internationalen Organisationen gestärkt werden, um jener Geißel, die seit dem 11. September 2001 zu einem gravierenden internationalen Problem geworden ist, Einhalt zu ge​bieten. Gleichzeitig werden wir uns um eine Festigung unserer Politik in den Bereichen Armutsbe​kämpfung, Umweltschutz, Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen, Lösung regionaler Konflikte und Bewältigung des Problems des Drogenhandels bemühen. 

Die Intensivierung der Beziehungen zu den USA sowie der Ausbau der Zusammenarbeit auf allen Ebenen zur gemeinsamen Bewältigung der internationalen Herausforderungen gehören zu den unmittelbaren Prioritäten der griechischen Präsidentschaft. 

Die europäischen Bürger erwarten von der Union, dass sie ihrer Verantwortung auf der internatio​nalen Bühne gerecht wird, d.h. internationalen Konflikten vorbeugt und sich dort, wo Krisen auf​treten, am Krisenmanagement beteiligt. Die griechische Präsidentschaft strebt eine Stärkung der Fähigkeit der EU zu effizienter politischer Intervention in Krisenregionen an, wozu die vorhan​denen institutionellen Instrumente (gemeinsame Strategien und gemeinsame Aktionen) verbessert und weiterentwickelt werden müssen. In einer Zeit, in der die EU im Bereich der Zusammenarbeit in Sicherheits- und Verteidigungsfragen sich um den Aufbau neuer Fähigkeiten bemüht, wird die grie​chische Präsidentschaft die Bemühungen um eine Stärkung des institutionellen Rahmens der GASP durch Begründung eines Raumes "der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts" fortsetzen.

III.
Hauptthemen im Rahmen der EU-Politiken

	
	WIRTSCHAFT, HAUSHALT (ECOFIN)



	Makroökonomische Politik und Strukturreformen: Inter​aktion und Komplementarität


	Der Schlüssel für die erfolgreiche Verwirklichung der Lissabonner Ziele liegt in der Interaktion und Komple​mentarität zwischen makroökonomischer Politik und Strukturreformen. Die makroökonomische Stabilität ist unabdingbare Voraussetzung dafür, dass der struktu​relle Wandel auch durchgeführt wird und Ergebnisse erbringen kann. Ebenso werden sich die Strukturreformen positiv auf die makroökonomische Lage auswirken. Die Einhaltung des Stabilitäts- und Wachstumspakts ist eine wesentliche Voraussetzung für die Verwirklichung der makroökono​mischen Stabilität und für die Wiederher​stellung eines Klimas des Vertrauens. Gleichzeitig werden eine Intensi​vierung der Bemühungen um Wirtschafts- und Sozial​reformen sowie eine Erhöhung des Produktions​potenzials der Europäischen Union eine konsequentere Einhaltung des Stabilitätspakts erleichtern.



	Effizientere Koordinierung der Wirtschaftspolitiken 
	Vor diesem Hintergrund hat sich die griechische Präsidentschaft die Priorität gesetzt, die Koordinierung der Steuerpolitiken zu verbessern und eine erhöhte Konzertie​rung zwischen den Wirtschafts- und Sozialpolitiken dadurch zu erreichen, dass die Grundzüge der Wirtschafts​politik - von nun an für einen Dreijahreszeitraum - ver​stärkt und die diesbezüglichen Prozesse (Cardiff-Prozess für die Waren- und Kapitalmärkte und Luxemburg-Prozess für die Beschäftigung) angeglichen werden. Während der griechischen Präsidentschaft werden die aktualisierten Stabilitäts-/Konvergenzprogramme der 15 Mitgliedstaaten untersucht werden. Um dem Erfor​dernis der Konzertie​rung der Politiken besser gerecht werden zu können, be​darf es einer größeren Bemühung um eine bessere Ab​stimmung der Pflichten der Mitglied​staaten bezüglich der Berichte und Statistiken.



	Aufwertung der statistischen Methoden und der Analyse​instrumente
	Im Hinblick auf die Entwicklung eines kohärenteren und effizienteren statistischen Systems, das nützliche Informa​tionen für die politische Entscheidungsfindung bieten kann, sowie im Hinblick auf eine vollständigere Analyse der wirtschaftlichen Auswirkungen und der Fortschritte der Lissabonner Strategie wird eine Aufwertung der Statistiken und der Analyseinstrumente angestrebt.




	Steuerpaket
	Was die direkten Steuern betrifft, so wird die griechische Präsidentschaft auf der Grundlage des vereinbarten Zeit​plans fortfahren und, sofern nötig, neue Möglichkeiten für die Förderung der Besteuerung von Zinserträgen prüfen. Bezüglich der indirekten Steuern - auf der Basis der Vor​schläge der Europäischen Kommission - wird das Haupt​augenmerk auf der Reisebüro-Richtlinie und der Verord​nung über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden liegen. Die Energiebesteuerung ist eines der Themen, die zusammen mit einem umfassenden Energiepaket noch vor der Frühjahrstagung des Rates vorangebracht werden sollen.



	Integration des Binnenmarkts für Finanzdienstleistungen
	Im Hinblick auf eine weitere Integration der Finanzmärkte wird die griechische Präsidentschaft um rasche Fort​schritte bei dem Aktionsplan für Finanzdienstleistungen und bei dem Aktionsplan für Geschäftskapital bemüht sein; parallel dazu wird die Präsidentschaft die Beratungen über die Richtlinie für Investment-Dienstleistungen sowie über den rechtlichen Rahmen und die Bedingungen für eine regelmäßige Unterrichtung (auf der Basis der neuen Kommissionsvorschläge) fördern.



	Intensivierung der wirt​schaftlichen Zusammenarbeit mit den Beitrittsländern 
	Schließlich noch wird der ECOFIN-Rat die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der EU und den Beitrittslän​dern intensivieren, so dass die Erweiterung reibungslos vonstatten gehen kann und gleichzeitig die Aussichten auf Entwicklung und Wohlstand für alle verbessert.


	
	BESCHÄFTIGUNG, SOZIALPOLITIK, GESUNDHEIT UND VERBRAUCHER



	Mehr...
	Die europäische Beschäftigungsstrategie sowie die Lissabonner Strategie stellen die treibende Kraft für die Erhöhung der Beschäf​tigung und die Reduzierung der Arbeitslosigkeit, den Ausbau der wissensbasierten Gesellschaft und die Stärkung des sozialen Zusammenhalts dar. Eine Grundvoraussetzung für die Erreichung der gesetzten Ziele ist eine dynamische und gleich​zeitige Vor​anbringung aller wichtigen Politiken innerhalb eines geeigneten kohärenten Zeitplans. Die griechische Präsident​schaft wird die Zwischenbewertung der sozialpolitischen Agenda vorbereiten und sich durch Ausrichtung des Luxem​burg-Prozesses an der umfas​senderen Lissabonner Strategie für die Entwicklung einer intensi​vierten Beschäftigungsstrategie einsetzen. Die Konzertierung der Wirtschafts- und Beschäfti​gungspolitiken sollte in einer solchen Art und Weise erfolgen, dass sie eine bessere Kohärenz der Leit​linien (d.h. der Grund​züge der Wirtschaftspolitik und der Beschäftigungsleitlinien) bewirkt, ohne jedoch die Autonomie der einzelnen Prozesse zu beeinträchtigen. Die Hauptziele werden darin bestehen, die Beschäftigung zu erhöhen, die soziale Integra​tion von schwächeren Bevölkerungsgruppen sicherzustellen und die Mitbe​stimmung, den sozialen Dialog sowie die Gleichstellung der Geschlechter zu fördern. Ferner wird eine politische Einigung über die Richtlinie über die Arbeitsbedingungen von Leih​arbeit​nehmern angestrebt werden.



	.... und bessere Arbeitsplätze 
	Ein dynamischer Beschäftigungssektor steht in unmittelbarem Zusammenhang mit der Qualität und der Sicherheit der Arbeits​plätze. In dieser Hinsicht wird die durch die Europäische Kom​mission vorgenommene Überprüfung der gemeinsamen Strate​gie zu Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz von Nutzen sein. Im Rahmen der Modernisierung des sozialen Schutzes werden der gesamte Fragenkomplex der Unterstützung der nati​onalen Strategien zur Gewährleistung einer sicheren und zu​kunftsfähigen Altersversorgung sowie das Thema Gesundheits​fürsorge und -schutz älterer Menschen überprüft werden. Insbe​sondere hinsicht​lich der Altersversorgung wird die griechische Präsidentschaft nach Methoden für die Anwendung eines ein​heitlichen Prozesses in diesem Bereich suchen.



	Mobilität und Qualifikationen
	Um in einem sich ständig wandelnden Umfeld ein Gleich​gewicht zwischen dem Angebot von und der Nachfrage nach Arbeits​plätzen zu erreichen, wird die griechische Präsident​schaft die Aufwertung der beruflichen Qualifikationen fördern, ergänzend zu der Koordinierung der Sozialversicherungs​systeme, zu der Möglichkeit der Ausstellung eines europäischen Sozialversiche​rungsausweises und zu der Entwicklung einer Website mit Infor​mationen über Berufs- und Ausbildungs​möglichkeiten in Europa. 


	Behinderte Menschen 
	Anlässlich des Jahres der Behinderten werden Initiativen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit und zur Unterstützung der sozialen Integration dieser Bevölkerungsgruppe gefördert werden.



	Gesundheit
	Im Bereich der Gesundheit wird besonderes Augenmerk auf die Festlegung von Normen für Qualität und Sicherheit von Gewebe- und Zellmaterial, auf die Revision des Arzneimittel​rechts sowie auf die Ausarbeitung eines gemeinsamen Stand​punkts zum Thema Tabak gerichtet werden.



	Stärkung des Verbraucher​schutzes
	Die griechische Präsidentschaft wird sich für die Verbesserung des allgemeinen Verbraucherschutzniveaus in der gesamten Union, die wirksame Durchführung der diesbezüglichen Rege​lungen und die Mitwirkung der Verbraucherorganisationen an den europäischen Politiken einsetzen.



	
	WETTBEWERBSFÄHIGKEIT (BINNENMARKT, UNTERNEHMERGEIST, INDUSTRIE, FORSCHUNG, FREMDENVERKEHR)



	Ein effizienter und funktionsfähiger Binnenmarkt zum Nutzen der Unter​nehmen...
	Mit Blick auf die Schaffung eines effizienten und funktions​fähigen Binnenmarkts wird die griechische Präsidentschaft die Bemühungen um eine Beseitigung der Hemmnisse, die nach wie vor ein uneingeschränktes Funktionieren des Binnenmarkts blockieren, noch intensivieren, so dass optimale Ergebnisse zum Nutzen der Unternehmen und der Verbraucher erzielt werden. Im Rahmen der Gewährleistung einer gleichberechtigten Teil​nahme am Binnenmarkt für alle Regionen der Union sehen wir mit Befriedigung der Mitteilung der Europäischen Kommission über eine umfassende Politik im Bereich der nachhaltigen Entwicklung der Gebiete in Insellage entgegen.

Die Verpflichtung zu Struktur- und Wirtschaftsreformen sollte durch sofortige und spezielle Aktionen neubelebt werden. Bei den Reformen wird es auch um die Waren- und Kapitalmärkte und insbesondere um die Ermittlung von Schlüsselthemen gehen, die mit dem nachhaltigen Wirtschaftswachstum, d.h. Wettbewerbsfähigkeit gekoppelt mit höherer Beschäftigung, größerem sozialen Zusammenhalt und Achtung der Umwelt, in Verbindung stehen. In diesem Rahmen werden wir die Verein​fachung und Verbesserung der Rechtsvorschriften zum Nutzen der Unternehmen, vor allem der kleinen Unternehmen, sowie die Beseitigung von Hemmnissen für den freien Dienst​leistungsverkehr fördern. Besonderes Gewicht wird dabei auf die Modernisierung der Wettbewerbsregeln, auf die Förderung von Themen der Unternehmensverfassung und -leitung und auf die Fertigstellung der Rechtsvorschriften über das öffentliche Beschaffungswesen gelegt werden. 




	... und der Verbraucher
	Ein funktionierender Binnenmarkt sollte jedoch gleichzeitig auch das Vertrauen der Verbraucher und ein hohes Niveau an Verbraucherschutz sicherstellen können. Die griechische Präsidentschaft wird sich um Fort​schritte in der Frage des Verbraucherkredits bemühen und die Debatte über die anstehende Verkaufsförderungspraktiken im Binnenmarkt und über die anstehende Rahmenrichtlinie zu fairen Handelspraktiken fort​führen. Ein weiterer Schwerpunkt wird auf der Förderung eines Rah​mens für die Zusammenarbeit der Verwaltungen bei der Umsetzung der Gemeinschaftsvorschriften für Verbraucherschutz liegen.



	
	Im Bestreben um eine Vertiefung des Binnenmarkts wird das Gesetz​gebungspaket über das öffentliche Beschaffungswesen zum Abschluss gebracht werden. Wir wollen ferner die Prüfung des Themas Verbraucherkredit beschleunigen. Vorschläge der Europäischen Kommission werden zudem im Bereich der Unternehmensfusion, der Rechtsvorschriften für Chemikalien und des Gesellschaftsrechts erwartet.



	Lebensmittelsicherheit
	Ein zukunftsfähiger Binnenmarkt sollte den Schutz der Verbraucher insbesondere im Bereich der Sicherheit der Lebensmittelkette gewähr​leisten. In diesem Rahmen wurde mit dem Weißbuch bereits die Umsetzung der erforderlichen Maßnahmen eingeleitet; dieser Punkt wird mit zu unseren Prioritäten gehören.



	Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen
	Angesichts der Änderungen, welche die Erweiterung und insbesondere die Globalisierung mit sich bringen, empfiehlt es sich, zur Sicherstellung der Entwicklung und Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Unter​nehmen einen integrierten und strategischen Ansatz zu fördern. Gleich​zeitig müssen wir auch den Herausforderungen des Umweltschutzes und den sozialen Fragen Rechnung tragen, wie dies im europäischen Sozial​modell gefordert wird.



	Kleine und mittlere Unter​nehmen und Unternehmer​geist
	Im Zusammenhang mit der Entwicklung, der Wettbewerbsfähigkeit und der Beschäftigung in der Union wird die griechische Präsidentschaft den kleinen und mittleren Unternehmen weiterhin besondere Aufmerksam​keit widmen. Sie wird darum bemüht sein, Unternehmergeist und Wett​bewerbsfähigkeit zu unterstützen und somit ein günstigeres Umfeld zu schaffen und kleine junge Unternehmen zu fördern, indem ihre Inno​vationsfähigkeit unterstützt wird. Ferner wird die griechische Präsident​schaft die Gründung neuer dynamischer Unternehmen erleichtern, die eine wichtige Quelle neuer Arbeitsplätze darstellen.



	
	Gleichzeitig wird die griechische Präsidentschaft gemäß dem Grund​satz "Denke zuerst in kleinen Dimensionen" ("think small first") auf eine schnellere Umsetzung der Europäischen Charta für Kleinunternehmen sowie auf die sachgerechte Berücksichtigung der besten Praktiken im Einklang mit den Leitlinien von Barcelona hinarbeiten.




	
	Zur Überwindung des Defizits an Unternehmergeist in der Union, das hauptsächlich in den Bereichen Technologie und Wissen anzutreffen ist, wird die griechische Präsidentschaft auf der Frühjahrstagung des Euro​päischen Rates den öffentlichen Dialog und die Verabschiedung konkreter politischer Initiativen für mehr Unternehmergeist voran​treiben.



	
	Insbesondere wird die griechische Präsidentschaft die Debatte über das erwartete Grünbuch zum Unternehmergeist mit dem Ziel der Umsetzung eines Europäischen Aktionsplans zu diesem Thema fortführen. Gleicher Nachdruck wird auf eine effizientere Nutzung der Innovationen seitens der Unternehmen, insbesondere der kleinen und mittleren Unternehmen, gelegt werden.



	Europäische Industriepolitik
	Dem Thema der Industriepolitik misst die griechische Präsidentschaft besondere Bedeutung bei. Ausgehend von der Mitteilung der Kommis​sion und ihren Empfehlungen will sie Initiativen zu tief greifenden Beratungen über dieses Thema und zu konkreten Maßnahmen und Aktionen ergreifen.



	Fremdenverkehr – eine Quelle für Entwicklung und Beschäftigung
	Der Fremdenverkehr spielt eine wichtige Rolle, wenn es um die Beschäftigung und Entwicklung in Gebieten in äußerster Randlage und benachteiligten Regionen Europas geht, und stellt zugleich eine alter​native Wirtschaftstätigkeit dar, von der die Umwelt in hohem Maße profitieren kann. Die griechische Präsidentschaft wird sich für einen gemeinsamen Ansatz bezüglich der Zukunft des europäischen Fremden​verkehrssektors und einschlägiger vom Rat angenommener Leitlinien einsetzen.



	
	Was die Forschung betrifft, so wird insbesondere die Suche nach Maß​nahmen und Politiken im Mittelpunkt stehen, mit denen die Ausgaben für Forschung und Entwicklung aufgestockt werden können und des in Barcelona gesetzten Ziels verwirklicht werden kann.



	Eine neue Dynamik für Forschung und Innovation
	Eine neue Dynamik sollte der Forschung und Innovation in Europa ver​liehen werden, indem geeignete Aktionen, wie etwa die bessere Nutzung der Forschungsstrukturen auf europäischer Ebene, die "Öffnung" der nationalen Programme zu Forschung und technologischer Entwicklung, die Anwendung des Artikels 169 des Vertrags, die Schaffung eines Rahmens für europäische Organisationen für Forschung und Entwick​lung usw. gefördert werden. Bezüglich des Gemeinschaftspatents wird sich die griechische Präsidentschaft mit jenen Fragen befassen, die noch offen sind, bevor es im Laufe des Jahres 2003 angenommen werden kann.



	
	Die griechische Präsidentschaft sieht mit Interesse dem Bericht der Europäischen Kommission über Biowissenschaften und Biotechnologie entgegen und wird in diesem Rahmen – auch entsprechend dem unter​dessen erzielten Fortschritt – geeignete Maßnahmen im Bereich der Biotechnologie prüfen.




	
	VERKEHR, KOMMUNIKATION, ENERGIE



	
	Verkehr

	
	

	Der Verkehr in einem erweiterten Europa - trans​europäische Netze
	Im Zusammenhang mit dem freien Personen- und Güterverkehr kommt dem Bereich Verkehr im Binnenmarkt eine besondere Bedeutung zu, und in diesem Sinne gehört die Verkehrspolitik zu den Prioritäten eines erweiterten Europas. Die griechische Präsi​dentschaft wird sich vorrangig mit der Überprüfung der Leitlinien für die transeuropäischen Netze befassen und versuchen, Fort​schritte in der Frage der Anlastung der Wegekosten im Einklang mit der diesbezüglichen Mitteilung der Kommission zu erzielen.



	Modernisierung des Land​verkehrs
	Zum Thema Sicherheit auf den Straßen, das den europäischen Bürger tagtäglich beschäftigt, werden hoffentlich Leitlinien für Maßnahmen der EU in den nächsten fünf Jahren festgelegt werden können. Wir werden die Prüfung des zweiten Eisenbahnpakets fortsetzen, das dem Bahnsektor in Europa voraussichtlich einen neuen Anstoß verleihen wird. Ein besonderes Interesse der grie​chischen Präsidentschaft gilt dem städtischen Nahverkehr; zu die​sem Thema werden Diskussionen veranstaltet werden.



	Stärkere Stellung Europas auf dem globalen Luftverkehrsmarkt
	Die Verhandlungen über ein Abkommen über einen einheitlichen trans​atlantischen Luftraum werden dem globalen Luftverkehrs​markt eine neue Dimension verleihen. Die griechische Präsident​schaft wird sich mit den noch ungeklärten Fragen des Pakets von Vorschlägen für einen einheitlichen europäischen Luftraum beschäftigen.



	Sicherheit und Wett​bewerbsfähigkeit im Seeverkehr
	Bezüglich des Seeverkehrs wird die griechische Präsidentschaft ihr Augenmerk besonders auf die Erhöhung der Sicherheit der Schiffe und die Stärkung der qualitätsorientierten Schifffahrt sowie auf die Ausbildung, die Beschäftigung und die Motivation junger Menschen für Berufe in der Schifffahrt richten und dies im Rahmen von Maßnahmen, mit denen die Wettbewerbsfähigkeit der Gemeinschaftsschifffahrt erhöht werden soll. Ferner sollen Vorschläge für Maßnahmen zur Vorbeugung und Verhinderung von Terroranschlägen auf Häfen und Schiffe in der Europäischen Union weiterentwickelt werden. 



	
	Kommunikation



	Kommunikationsmöglich​keiten für alle im Mittelpunkt eines erweiterten Europas 
	Im erweiterten Europa wird die Weiterentwicklung der Tele​kommuni​kationsnetze und der Informationsgesellschaft einen wesentlichen Beitrag zur Überwindung der digitalen Kluft und zur Vollendung der Integration des erweiterten Gemeinschaftsgebiets leisten, indem alle – unabhängig von ihrem Aufenthaltsort und ohne Ausgrenzungen – Zugang zu diesen neuen Möglichkeiten erhalten. 


	Transeuropäische Breit​bandnetze im Dienste der Bürger
	Vor diesem Hintergrund und anlässlich der Einleitung des Aktions​programms eEurope 2005 wird die griechische Präsidentschaft die weitere Ausdehnung des Datenaustauschnetzes zwischen Verwaltungen und die Beteiligung von Drittländern an entspre​chenden Tele​matikprogrammen unterstützen. Um eine umfas​sende Nutzung der verfügbaren technischen Mittel zu gewähr​leisten, soll der Übergang zu digitalen Systemen geprüft werden, die einen Zugang zu Breitband​frequenzen erleichtern. Zur Unter​stützung der unternehmerischen Tätig​keit unter Nutzung elektro​nischer Arbeitsmittel wird der Rahmen für die Weiterverwendung von Dokumenten des öffentlichen Sektors vervoll​ständigt werden.



	e-Europe und Sicherheit der Netze 
	Als Teil des Programms eEurope wird mit der Anwendung statis​tischer Indikatoren begonnen werden, und es wird beschlossen werden, die Lauf​zeit des Finanzinstruments für die Sicherheit der Netze zu verlängern. Um die Sicherheit der Benutzer elektroni​scher Medien gewährleisten zu können, sollten die Beratungen über die Verordnung über eine europäi​sche Einheit für die Netz‑ und Informationssicherheit vorangebracht und die Laufzeit des Aktionsplans zur Förderung der sichereren Nutzung des Internet verlängert werden. Die griechische Präsidentschaft wird die The​men "e‑governance" und "e‑integration" erörtern lassen, um einen Beitrag zur Erörterung dieser Problematik im Allgemeinen zu leisten. 



	Elektronische Demokratie und "e‑government"
	Da wir ständig nach Möglichkeiten suchen, wie für mehr Transpa​renz und Beteiligung der europäischen Bürger an den wichtigen Entschei​dungen und Beschlüssen auf EU-Ebene gesorgt werden kann, dürfen wir die gewaltigen Möglichkeiten nicht ignorieren, die uns die neuen Informationstechnologien bieten können. Die griechische Präsidentschaft wird auf ihrer Website versuchsweise einen interaktiven Dialog zwischen dem Vorsitz und den europäi​schen Bürgern über eine Reihe wichtiger Themen führen, die wir in den nächsten sechs Monaten werden angehen müssen. Der Rat wird zu gegebener Zeit über die Ergebnisse dieses Dialogs unter​richtet werden.



	
	"e-governance" wird zudem das Thema einer speziell einberufenen Ministertagung sein. Methoden zur Verringerung von Bürokratie mit Hilfe neuester Telematiktechnologien könnten ein neuer Bereich der Zusammenarbeit und des Erfahrungsaustauschs werden. 



	Liberalisierung der Postdienst​leistungen
	Im Bereich der Postdienstleistungen wird mit Interesse der erste Bericht der Kommission über die Liberalisierung dieses Sektors in den einzelnen Mitgliedstaaten erwartet.


	
	Energie



	Entwicklung eines starken und wett​bewerbsfähigen Energiesektors
	Eine stabile und nachhaltige Entwicklung der europäischen Volkswirt​schaften setzt einen – von technischer und wirtschaftli​cher Seite - unge​hinderten Zugang zu den für die Produktion von Gütern und Dienst​leistungen verfügbaren Energiequellen voraus. Deshalb muss eine ausreichende Versorgung mit den verfügbaren Energiequellen sicher​gestellt und für die Umsetzung der Liberali​sierung des Binnenmarktes für Elektrizität und Erdgas gesorgt werden; zugleich sind alle erforder​lichen Anschlüsse sowohl auf europäischem Gebiet als auch zu den neu aufkommenden Zentren der Energieproduktion in den Randgebieten Europas herzustellen. 



	Nachhaltige Entwicklung und Energie
	Um für Ausgewogenheit zwischen der sozialen, der ökologischen und der wettbewerbsbezogenen Komponente der Energiepolitik zu sorgen, strebt die griechische Präsidentschaft eine umfassen​dere Einbeziehung der nachhaltigen Entwicklung in die Energie​politik der Union an. 



	
	Vor dem Hintergrund dieser Ziele wird sich die griechische Präsi​dent​schaft für die Sicherstellung der Energieversorgung mit Erdöl und Erdgas einsetzen und zugleich die Deregulierung des Elektri​zitäts‑ und Erdgas​binnenmarktes (unter Gewährleistung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen und des Verbraucher​schutzes) sowie die Entwicklung von transeuropäischen Netzen anstreben.



	
	Im Rahmen der nachhaltigen Entwicklung wird die griechische Präsident​schaft die Verwendung erneuerbarer Energiequellen, die rationelle Verwendung und Einsparung von Energie sowie die Kraft-Wärme-Kopplung fördern und sich für die Festlegung gemeinsamer Regeln für die Sicherheit von Kernkraftwerken und den Umgang mit radioaktiven Abfällen und atomaren Brenn​stoffen einsetzen.



	Internationale Dimension der Energie 
	Um die wirtschaftliche Nachhaltigkeit der gemeinschaftlichen Energie​politik zu gewährleisten, muss die internationale Zusam​menarbeit auf dem Energiesektor gefördert werden, und zwar ins​besondere mit den Mittelmeerpartnern, mit Russland und mit den Ländern Südosteuropas. 


	
	LANDWIRTSCHAFT – FISCHEREI – LEBENSMITTEL​SICHERHEIT



	Europäisches Agrarmodell
	In den Bereichen Landwirtschaft, Fischerei und Lebensmittel​sicherheit finden zurzeit Entwicklungen statt, die untrennbar mit den sonstigen Veränderungen der europäischen Gesellschaft und Politik verbunden sind; sie betreffen unmittelbar die Rolle, die die Europäische Union auf globaler Ebene anstrebt. Das europäische Agrarmodell, ein Grundelement der europäischen Kultur, stützt sich vor allem auf zwei Säulen: einerseits die landwirtschaftlichen Nutzbetriebe, bei denen es sich zum großen Teil um Familien​betriebe handelt, und andererseits die gesellschaftlichen Struktu​ren, die sich aus Gemeinden, Kleinstädten und Dörfern – verstreut über den gesamten landwirtschaftlichen Raum der Europäischen Union – zusammensetzen.



	
	Das europäische Agrarmodell sichert direkt oder indirekt Millio​nen von Arbeitsplätzen, stützt die Wirtschaft vieler Regionen und garantiert eine menschliche Präsenz auf dem Lande und Sorge für den ländlichen Raum, was sich auch auf die Umwelt positiv aus​wirkt.



	Gemeinsame Agrarpolitik
	Die GAP stützt bereits seit vier Jahrzehnten unser Agrarmodell. Sie garantiert in einer besonders unruhigen und unvorhersehbaren Welt die strategisch wichtige Sicherstellung der Nahrungsmittel​versorgung Europas. Sie hat sich als ein Eckstein der Struktur eines vereinten Europas erwiesen. 



	Nachhaltige Entwicklung
	Der Beitrag der GAP und der Gemeinsamen Fischereipolitik zur nach​haltigen Entwicklung ist unter wirtschaftlichen, sozialen und ökologi​schen Gesichtspunkten nicht nur für die Bewohner der ländlichen Regionen, sondern auch für die Sicherheit der Lebens​mittel und die Lebensqualität aller Bürger Europas unabdingbar.



	Zwischenbewertung der GAP
	Die Zwischenbewertung der GAP wird während der griechischen Präsidentschaft ein zentrales Anliegen sein. Ziel ist, die Verhand​lungen zu einem guten Ergebnis zu führen. Die Verordnungs​vorschläge, die die Kommission im Januar 2003 vorlegen wird, sowie der auf dem Gipfel​treffen in Brüssel beschlossene Rahmen werden die Eckpunkte für die Beratungen und die Verhandlungen bilden. 



	Die europäische Landwirt​schaft und der Welthandel 
	2003 wird ein sehr wichtiges Jahr für die WTO‑Ver​handlungen werden. Die griechische Präsidentschaft wird dazu beitragen, dass die Europäi​sche Union zu einer klaren und festen Linie für die Ministerkonferenz der WTO findet, die zu einem späteren Zeit​punkt des Jahres 2003 in Cancun stattfinden wird. Angestrebt wird die Unterstützung des europäischen Agrar​modells, nachhal​tige Entwicklung, ein gesundes Wachstum des internationalen Handels und Solidarität zu den Schwellen‑ und Entwick​lungs​ländern.


	Sicherheit der Bürger
	Im Rahmen des breiteren Themenbereichs der Sicherheit der Bür​ger als Produzenten, Arbeitnehmer und Verbraucher wird beson​deres Gewicht auf die Gesetzgebung in den folgenden Bereichen gelegt werden: Lebensmittelhygiene und ‑sicherheit, sichere Aus​übung der Landwirt​schaft und anderer hiermit in Zusammenhang stehender Tätigkeiten, Veterinärfragen, artgerechte Tierhaltung und Futtermittel, gentechnisch veränderte Organismen, sicherer Einsatz von Pflanzenschutzmitteln und Kontrolle ihrer Rück​stände.



	Fischereipolitik
	Auf dem Fischereisektor wird der Abschluss eines großen Teils der Überprüfung der Gemeinsamen Fischereipolitik angestrebt. Ein wichtiger Teil dieser Überprüfung betrifft die Aquakultur und die Fischereitätigkeit im Mittelmeer. 



	
	UMWELT



	Enge wechselseitige Verbin​dung von Entwicklung und Umwelt
	Mit der Evaluierung der Strategie der Europäischen Kommission für nachhaltige Entwicklung wird die griechische Präsidentschaft die Voll​endung des Lissabon-Prozesses vorantreiben, wobei ins​besondere der Umweltaspekt dieser Strategie gestärkt werden soll, und zwar u.a. durch die 



	
	· Beseitigung von Hindernissen für Umwelttechnologien

	
	· Berücksichtigung des Nachhaltigkeitsaspektes bei der Fol​gen​abschätzung

	
	· Weiterentwicklung der Marktmechanismen

	
	· raschere Einbeziehung von Umweltbelangen in die sektora​len Politiken der Union und in die Verpflichtungen von Johannesburg 



	Umsetzung der Verpflich​tungen von Johannesburg – Mittemeerdimension 
	Die griechische Präsidentschaft möchte sowohl auf globaler Ebene als auch im Rahmen eines erweiterten Europas ein klares Zeichen bezüglich der Umsetzung der Verpflichtungen, die die EU auf dem Gipfeltreffen von Johannesburg eingegangen ist, setzen und mit Schwerpunkt auf der Mittelmeerdimension einen Beitrag zur Verwirklichung wichtiger Initia​tiven für eine Zusam​menarbeit in den Bereichen Energie und Wasser leisten.


	Politische Initiativen für entschei​dende Bereiche des Umweltschutzes im neuen Europa 
	Da sich die griechische Präsidentschaft für die Umsetzung des 6. Umweltaktionsprogramms einsetzt, wird sie der Umweltpolitik Vorrang einräumen und ihr Augenmerk dabei besonders auf bedeutende Gesetzgebungsvorschläge richten, über die bereits verhandelt wird oder die im Rat vorgelegt werden sollen; hierzu gehören die Schaffung eines gemeinschaftlichen Umwelthaftungs​systems nach dem Verursacher​prinzip, die Verbindung der Um​welt‑ mit der Gesundheitspolitik, wobei insbesondere der erwar​tete neue Vorschlag betreffend Chemikalien zu nennen ist, der Schutz der Meeresumwelt und insbesondere der Bade​gewässer sowie Maßnahmen zur Verbesserung der Luftqualität. Gleich​zeitig ist die griechische Präsidentschaft dazu aufgefordert, eine politi​sche Einigung bezüglich der Verordnung über die Rück​verfolgbarkeit und Kennzeichnung genetisch veränderter Organismen zu erzielen sowie die Standpunkte auszuarbeiten, die die EU auf mehreren internationalen Zusammenkünften einnehmen wird, wie etwa auf der Ministerkonferenz in Kyjiw über eine regi​onale Strategie für nachhaltige Entwicklung.



	
	BILDUNG - JUGEND - KULTUR



	
	Bildung



	Auf dem Weg zu einem Europa des Wissens
	Entsprechend der Lissabonner Strategie wird die griechische Präsident​schaft die Festlegung von Bezugsgrößen (Benchmarks) für die Ziele der Ausbildungssysteme vorantreiben und sich in diesem Gesamtprozess für eine kohärente Vorgehensweise ein​setzen. Unter diesem Gesichtpunkt sind e‑Learning, die Erlernung von Fremdsprachen und die internationale Zusammenarbeit in der Hochschulbildung von besonderer Bedeutung. 



	
	Ferner sei darauf hingewiesen, dass die griechische Präsident​schaft daran interessiert ist, eventuell einen gemeinsamen Aus​bildungsraum der EU, der Mittelmeerländer und Südosteuropas zu schaffen



	
	Jugend



	
	Im Jugendbereich wollen wir das offene Koordinierungsverfahren und die Suche nach einem gemeinsamen Ansatz in Fragen der Information und der Beteiligung vorantreiben.


	
	Kultur



	Kultur 2000

Kulturolympiade
	Die griechische Präsidentschaft wird das Arbeitsprogramm im Bereich der europäischen Zusammenarbeit fortsetzen und die Fortschritte bei der Durchführung des Programms Kultur 2000 weiter überwachen. Zugleich werden wir versuchen, den engen Zusammenhang zwischen den Olympi​schen Spielen in Athen und dem Kulturbereich herauszustellen. Parallel hierzu arbeitet die griechische Präsidentschaft zusammen mit den Verantwortlichen der Kulturolympiade daran, gemeinsam innerhalb und außerhalb Griechenlands Ereignisse zu veranstalten, die sowohl bei den kulturellen Traditionen als auch bei heutigen kulturellen Leistun​gen unsere gemeinsamen europäischen Wurzeln herausstellen sollen. 



	
	Was die audiovisuellen Medien betrifft, so hoffen wir auf Fort​schritte bei der Überprüfung der Richtlinie "Fernsehen ohne Grenzen" sowie auf erfolgreiche Beratungen über eine Auswei​tung des Gemeinschafts​programms MEDIA. 



	
	SCHAFFUNG EINES EINHEITLICHEN RAUMS DER FREIHEIT, DER SICHERHEIT UND DES RECHTS



	Gegenseitiges Vertrauen

Flexibilität - Koordination

Effektivität
	Die Politiken der Union in den Bereichen Einwanderung, Kon​trolle der Außengrenzen und justizielle Zusammenarbeit in Zivil- und Strafsachen sind wichtige Prioritäten der griechischen Präsi​dentschaft. Die Werte "des Rechts, der Freiheit und der Sicher​heit", auf die im Vertrag von Amsterdam sowie in den Schluss​folgerungen von Tampere verwiesen wird, entsprechen dem festen Wunsch aller Unionsbürger. 



	
	Angesichts der Bedeutung der Themen Einwanderung und Asyl wird die Präsidentschaft alles Erdenkliche tun, um ein Gleich​gewicht zwischen drei Grundprinzipien herzustellen: Gegen​seitiges Vertrauen – Koordi​nation – Effektivität".



	
	Die griechische Präsidentschaft wird auf die Verwirklichung der Ziele der Union hinarbeiten und dabei besonderen Nachdruck auf die Umsetzung der diesbezüglichen Schlussfolgerungen der Tagungen des Europäischen Rates sowie des "Fahrplans", der von der dänischen Präsidentschaft ausgearbeitet worden ist, legen. Im Bereich des Rechts soll die Zusam​menarbeit in Zivil- und Strafsachen mit dem Ziel gestärkt werden, den neuen Rechtsraum zu schaffen, das internationale organisierte Verbrechen zu bekämpfen und das außenpolitische Handeln der Union zu stärken.


	Bekämpfung der illegalen Einwanderung und Schutz der Außengrenzen 
	Die Bekämpfung der illegalen Einwanderung mittels einer gemein​samen Kontrolle der Land- und Seeaußengrenzen durch alle Mitglied​staaten wird während der griechischen Präsidentschaft eine der obers​ten Prioritäten darstellen. Die griechische Präsidentschaft wird für die Über​wachung der gemeinsamen Maßnahme zuständig sein, die bereits auf der Grundlage des "Fahrplans" der dänischen Präsidentschaft beschlossen wurde. Da die meisten gemeinsamen Kooperations​programme betreffend Grenzfragen im ersten Halbjahr des Jahres 2003 zu einem Abschluss kommen, ist der Bericht der griechischen Präsi​dentschaft an den Euro​päischen Rat (Thessaloniki) bezüglich der prak​tischen Umsetzung der Leitlinien von Sevilla betreffend den Schutz der Außengrenzen von entscheidender Bedeutung. 

Im Bereich des Schutzes der Außengrenzen wird sich die griechische Präsidentschaft auf die folgenden Punkte konzentrieren:

· erfolgreiche Umsetzung aller gemeinsamen Maßnahmen bezüg​lich der Außengrenzen der EU, die in den Schlussfolgerungen von Sevilla angekündigt wurden (mit besonderem Schwerpunkt auf den Seegrenzen) sowie Analyse, Evaluierung und Nutzung ihrer Ergebnisse, so dass für die Ausarbeitung entsprechender Politiken der Union nützliche Schlussfolgerungen gezogen werden können;

· Förderung von Rückführungsprogrammen und Sicherstellung der Gemeinschaftsfinanzierung;

· Voranbringung der Schaffung einer gemeinsamen Visa-Datenbank. 



	Eine kollektive Lösung für ein kollektives Problem
	Die griechische Präsidentschaft möchte darauf hinweisen, dass die illegale Einwanderung ein kollektives Problem der Union darstellt und seine Lösung somit eine gemeinsame Einschätzung der dahinter lie​genden Ursachen sowie Einigkeit über die angestrebten Ergebnisse erfordert. Aus diesem Grund misst sie der Ausarbeitung einer Studie durch die Europäi​sche Kommission über die zweckmäßige Verteilung der Verantwortlich​keiten beim Schutz der Außengrenzen auf die Mit​gliedstaaten sowie der Ausarbeitung des Programms betreffend Aus​weisungs- und Rück​führungspolitiken unter Sicherstellung der erfor​derlichen Finanzmittel große Bedeutung bei.




	Das Asyl im Rahmen eines umfassenden Konzeptes
	Was den Themenkomplex Asyl betrifft, muss die Förderung von Maß​nahmen zur Gewährleistung einheitlicher Asylverfahren mit der Annahme entsprechender Maßnahmen zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung, zur Ausarbeitung gemeinsamer Grundsätze für die legale Einwanderung und die Integration der legalen Migranten in die Gesellschaften der Mitgliedstaaten sowie zur Förderung gemeinsamer Initiativen für einen effizienteren gemeinsamen Schutz der Außengren​zen der EU einher​gehen. Zudem sollte auf die gemeinsame Verant​wortung aller Mitglied​staaten für eine zweckmäßige Verteilung der Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit der Rückführung illegaler Einwanderer in ihre Herkunftsländer sowie mit Themen der Außen​grenzenkontrolle hinge​wiesen werden.



	Bekämpfung des Menschen​handels und der wirtschaft​lichen Ausbeutung von Einwanderern 
	Das Thema Menschenhandel betrifft im gleichen Maße die Zusam​men​arbeit mit den Herkunfts- und den Transitländern und die Festle​gung einer kohärenten gemeinsamen Rückübernahme- und Rückfüh​rungs​politik. Eine verbesserte Kohärenz der Innen- und Außenpoli​tiken der Union könnte zur Bewältigung von Problemen bezüglich Migrations​bewegungen aus Drittländern beitragen. Die griechische Präsidentschaft möchte eine engere Zusammenarbeit im Bereich der Rückübernahme​abkommen mit den wichtigsten Herkunfts- oder Tran​sitländern von Personen, die in das Hoheitsgebiet der EU-Staaten einwandern, herbei​führen.



	Die soziale Dimension des Problems
	Die Präsidentschaft hält es für wichtig, die soziale Eingliederung von Einwanderern zu erleichtern. Dies würde sich positiv auf die Union betreffende soziale (Richtlinien über die Familienzusammenführung und über langfristig aufenthaltsberechtigte Drittstaatsangehörige) und wirt​schaftliche Fragen auswirken und darüber hinaus einen wesent​lichen Beitrag zum Abbau der Ängste vieler Unionsbürger leisten. Zu diesem Zweck strebt die Präsidentschaft die Ausarbeitung eines Kon​zepts an, mit dem die Festlegung diesbezüglicher Politiken der Mit​gliedstaaten gefördert wird. Eine Nichtdiskriminierung im wirtschaft​lichen, sozialen und kulturellen Bereich im Wege von Maßnahmen gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit ist ein Hauptanliegen der Europäischen Union.



	Familienzusammenführung und langfristig aufenthalts​berech​tigte Drittstaats​angehörige
	Parallel hierzu wird die Präsidentschaft größte Anstrengungen unter​nehmen, damit die Richtlinien über Familienzusammenführung und lang​fristig aufenthaltsberechtigte Drittstaatsangehörige angenommen werden. Die Arbeiten an den neuen Vorschlägen betreffend eine Ein​wanderung aus Gründen der Aufnahme einer bezahlten Beschäftigung oder eines Studiums werden fortgesetzt.




	Der Zusammenhang zwischen Einwanderung und Entwicklung
	Die griechische Präsidentschaft strebt eine Diskussion über das Thema eines direkten Zusammenhangs zwischen Einwanderung und Entwicklung an; hierbei soll der Aufruf von Sevilla berücksichtigt werden, Drittländer wirtschaftlich und technisch zu unterstützen, um geeignete soziale und wirtschaftliche Bedingungen für einen Verbleib in den Herkunftsländern bzw. für eine Rückkehr in diese Länder zu schaffen.



	Bekämpfung des Terrorismus, der grenzüber​schreitenden Kriminalität und des Menschenhandels
	Insbesondere seit 1999 hat die EU ihre Bemühungen verstärkt, der Forde​rung der Bürger nach mehr Sicherheit im Raum der Freiheit und des Rechts nachzukommen. In diesem Rahmen wird die griechische Präsidentschaft die Durchführung der Maßnahmen fortsetzen, die zu einem einheitlichen Rechtsraum führen sollen, in dem die Bürger sich sicher fühlen. Die Terrorismusbekämpfung bleibt auch unter griechi​scher Präsidentschaft eine der obersten Prioritäten. Die grenzüber​schreitende organisierte Kriminalität und der Menschenhandel sind wichtige Themen, auf die besonderer Nachdruck gelegt werden wird. Wir werden die Umsetzung des EU-Aktionsplans und der Erklärung von Sevilla fort​setzen. Die Bekämpfung der grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität und des Menschenhandels ist zudem ein äußerst wichtiges Anliegen, auf das entsprechend den Schlussfolge​rungen von Tampere und späterer Tagungen des Europäischen Rates sehr zu achten ist.



	Koordinierung mit Drittländern
	Ein wichtiges Element zur Erreichung der Ziele der justiziellen und polizeilichen Zusammenarbeit ist die Koordinierung mit Drittländern, und zwar insbesondere mit den USA, Russland, den Balkan- und den Mittel​meerländern. Fortschritte hinsichtlich des Abkommens über eine justizielle Zusammenarbeit zwischen der EU und den USA sind als erster wichtiger Schritt für unser künftiges Vorgehen in diesem Bereich anzu​sehen.



	Drogenpolitik
	Die allmähliche Festlegung einer einheitlichen europäischen Drogen​politik ist ein weiterer Bereich, in dem die griechische Präsidentschaft Initiativen einleiten wird. Bei der Bewältigung dieses Problems lassen sich größere Erfolge erzielen, wenn harmonisierte Methoden verwen​det werden, und zwar sowohl hinsichtlich der Strafverfolgung und den Straf​prozessen als auch hinsichtlich der Entwöhnung und der sozialen Eingliederung der Drogenkonsumenten. Die Effizienz bestehender inter​nationaler Verträge zur Kontrolle der Herstellung von Suchtstof​fen und des Handels mit ihnen sollte überprüft werden. Die Auswei​tung des Aktionsplans zur Bekämpfung der Drogen (2000-2004) auf die Balkan​länder sowie die Stärkung der regionalen Zusammenarbeit durch gemein​same Aktionen der Mitgliedstaaten und Europols bzw. der Mitgliedstaaten und der SECI-Länder im Drogenbereich werden einen entscheidenden Beitrag zu einer konsequenten Bewältigung dieses Problems leisten.




	Über das Programm von Tampere hinaus
	Die Erweiterung der Europäischen Union ist aufgrund der Ausweitung der Außengrenzen der Union und ganz allgemein aufgrund der Tat​sache, dass die Zusammenarbeit und die Umsetzung der Politiken der Union in einem Rahmen von 25 oder mehr Mitgliedstaaten erfolgt, mit neuen Herausforderungen und Chancen verbunden. Gleichzeitig ändern sich aufgrund der zunehmenden Globalisierung auch die wirt​schaftlichen und sozialen Bedingungen, und es erwachsen für die Union neue Notwendig​keiten und Pflichten. Daher muss sich die Union zur Verwirklichung ihrer Ziele innerhalb der Fristen, die im Vertrag von Amsterdam und bis hin zum "Fahrplan" formuliert wurden, und zur Schaffung der Grundlagen für eine gemeinsame Einwanderungs- und Asylpolitik bis zum Jahr 2004 über ihr weiteres Vorgehen in diesen Themenbereichen einig werden. Die griechische Präsidentschaft wird versuchen, einerseits einen Beitrag zur Verwirk​lichung der heutigen Ziele der Union zu leisten, sich andererseits aber auch an der Erörterung der Frage zu beteiligen, wie die Politik der Union nach Abschluss des Programms von Tampere aussehen soll. 



	Gegenseitige Anerkennung von gerichtlichen Entscheidungen in Zivil- und Strafsachen
	Die gegenseitige Anerkennung von gerichtlichen Entscheidungen bildet den Eckstein der justiziellen Zusammenarbeit, da sie durch eine Verein​fachung und Beschleunigung der justiziellen Zusammenarbeit die Fähig​keit der Europäischen Union, internationale Straftaten zu ver​folgen, stärkt und gleichzeitig eine Verbesserung des Dienstes an den Bürgern darstellt. Die griechische Präsidentschaft wird den Entwurf für eine Verordnung über die gegenseitige Anerkennung - in allen Mitglied​staaten - gerichtlicher Entscheidungen betreffend die elterliche Verant​wortung, die den Umgang zwischen Eltern und Kindern regeln, voran​treiben. Ferner wird sie den Entwurf einer Verordnung über einen euro​päischen Vollstreckungstitel für unbestrittene Forderungen voran​zu​bringen versuchen, so dass die Anerkennung der gerichtlichen Ent​schei​dungen und ihre Vollstreckung in anderen Mitgliedstaaten noch einfacher und schneller erfolgen können.



	Angleichung der Rechtsvor​schriften zur Bekämpfung schwerer Formen von Kriminalität
	Im Bereich des Strafrechts strebt sie an, die justizielle Zusammenarbeit dadurch zu verbessern, dass sie den Entwurf für einen Rahmenbe​schluss zur Vollstreckung von Entscheidungen über die Einziehung von Gütern im Zusammenhang mit speziellen Formen schwerer Kriminalität voran​treibt. 

Die griechische Präsidentschaft möchte die Rechtsstaatlichkeit in der Europäischen Union effizient fördern und strebt daher eine weitere Angleichung der Strafgesetzgebungen im Bereich der schweren Krimi​nalität an. Dazu schlägt sie vor, die Arbeiten im Hinblick auf die Aus​arbeitung der endgültigen Fassung des Rahmenbeschlusses über die Straftaten Rassismus und Fremdenfeindlichkeit zu intensivieren.




	
	AUSSENBEZIEHUNGEN – ESVP



	Westlicher Balkan
	Die Beziehungen der Union zu den Ländern des westlichen Balkans sind eine der Hauptprioritäten der griechischen Präsidentschaft. Ziel der Präsidentschaft ist es, an die positiven Ergebnisse, die bis heute bei der Durchführung des Stabilisierungs- und Assoziierungsprozesses erzielt werden konnten, anzuknüpfen. In diesem Rahmen wird sie sich syste​matisch mit verschiedenen Themen beschäftigen, zu denen etwa die Festigung der demokratischen Institutionen und der staatsbürger​lichen Grundrechte in den Ländern der Region, der Schutz der Minder​heiten, die Förderung des wirtschaftlichen Wiederaufbaus und der wirtschaft​lichen Entwicklung sowie eine weitere Intensivierung der regionalen Zusammenarbeit gehören. Ferner betrachtet die griechische Präsident​schaft das Ziel eines EU-Beitritts von Bulgarien und Rumä​nien im Jahr 2007 als einen wichtigen Anreiz für die Länder des west​lichen Balkans, die bereits als potenzielle Bewerberländer anerkannt worden sind. Zur weiteren Entwicklung der Beziehungen der EU mit dem westlichen Balkan wird auch das für nächsten Juni geplante Gip​feltreffen EU – Westlicher Balkan (Zagreb II-Prozess) in Thessaloniki beitragen. Es ver​steht sich von selbst, dass die griechische Präsident​schaft ihre Kenntnis der Region und ihre Tradition bilateraler Bezie​hungen zu diesen Ländern dazu nutzen wird, all jenen Initiativen, die – wie zum Beispiel der Stabilitätspakt – auf die weitere Entwicklung der Region abzielen, den erforderlichen Anstoß zu geben.



	Russland
	Russland ist ein strategischer Partner der EU, und dies wird sich auch auf dem Gipfeltreffen EU-Russland im Mai 2003 zeigen, das, wie wir hoffen, den Anstoß zu einer tatsächlichen Erneuerung der Beziehungen EU–Russland geben wird. Während unserer Präsidentschaft werden wir uns für die Schaffung eines gemeinsamen europäischen Wirt​schaftsraums, für den Dialog EU–Russland über Energiefragen, für einen entscheidenden Fort​schritt in den Verhandlungen über einen Beitritt Russlands zur WTO sowie für eine Zusammenarbeit im Bereich des Krisenmanagements und einer Anbindung an die ESVP einsetzen. Die Beziehungen zu Russland bedürfen einer Überprüfung in einem kohärenten und umfassenden Rahmen, der sich nicht auf den Bereich der Wirtschaft beschränkt, sondern auch soziale und sicher​heitspolitische Aspekte berücksichtigt. In dieser Hinsicht kommt der Überprüfung der Gemeinsamen Strategie für Russland, die unter der griechischen Präsidentschaft abgeschlossen werden soll, eine beson​dere Bedeutung zu.




	Erweitertes Europa / neue Nachbarn 
	Nach dem Beitritt der neuen Mitgliedstaaten wird die erweiterte Union ihr Interesse der Entwicklung von engeren Beziehungen mit all ihren neuen Nachbarländern zuwenden. Die EU unterhält bereits vertragliche Bezie​hungen mit Partnerstaaten im südlichen Mittelmeergebiet und in der Gemeinschaft unabhängiger Staaten, einschließlich des Kaukasus. Die Präsidentschaft wird an diese differenzierte vertragliche Basis anknüpfen und in Zusammenarbeit mit dem Generalsekretär/Hohen Vertreter und der Europäischen Kommission die Möglichkeiten für den Ausbau dieser Beziehungen in Bereichen erkunden, die nach der Erweiterung von besonderem Interesse sein werden (Handels- und Wirtschaftsbeziehungen, Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts usw.).



	Ukraine

Belarus

Republik Moldau
	Angesichts der neuen geografischen Situation nach der Erweiterung werden die Länder unserer direkten Nachbarschaft einen neuen thema​tischen Schwerpunkt bilden. Daher erscheint es uns angebracht, Vor​schläge für die Intensivierung der Zusammenarbeit mit diesen Ländern in allen Bereichen (Wirtschaft, Aufbau von Institutionen, Rechtsstaat​lich​keit, Freiheit, Sicherheit und Recht ) sowie durch die Verbesserung des vertraglichen Rahmens auszuarbeiten.



	Kaukasus
	Die Bedeutung des südlichen Kaukasus für eine integrierte EU-Ener​gie​politik sowie seine Nähe zu Regionen von hohem Interesse haben die Union zu dem Beschluss veranlasst, eine aktivere Rolle in dieser Region zu spielen. Die Umsetzung dieses Beschlusses ist das Hauptziel der griechischen Präsidentschaft hinsichtlich des südlichen Kaukasus. Die geeignete Nutzung der Partnerschafts- und Kooperationsabkom​men bei gleichzeitiger Verstärkung der Zusammenarbeit und der Präsenz der EU in dieser Region in Form des Sonderbeauftragten stellt einen wichtigen Aspekt unserer Ziele dar. 



	Transatlantischer Dialog, Beziehungen EU-USA und EU-Kanada
	Die USA sind ein wichtiger Partner der EU, und in diesem Rahmen streben wir eine Intensivierung des Dialogs und der Zusammenarbeit auf allen Ebenen an. Die Bekämpfung des Terrorismus, die Behand​lung internationaler Angelegenheiten, das Wachstum des internatio​nalen Handels und die Förderung der nachhaltigen Entwicklung sind allesamt Aspekte der Globalisierung, bei denen wir gemeinsame Werte und Interessen teilen. Im Rahmen des transatlantischen Dialogs mit den USA wird die griechische Präsidentschaft besonders die Bezie​hungen zum Balkan, zu Russland, zu den GUS-Staaten, zum Nahen Osten und zu Afghanistan, die Abrüstung und die illegale Einwande​rung, aber auch die Förderung von Themen, die im positiven Wirt​schaftsprogramm enthalten sind, in den Mittelpunkt stellen. Unser Ziel ist es, auf dem Gipfeltreffen EU‑USA unter griechischer Präsident​schaft in allen Bereichen konkrete Ergebnisse zu erzielen. 




	
	Die Beziehungen EU – Kanada werden ausgehend von den wichtigsten internationalen Themen weiter konsolidiert und ausgebaut werden.



	Mittelmeerraum
	Der Mittelmeerraum unterhielt seit jeher besonders enge Beziehungen zur EU, die wir auch während unserer Präsi​dentschaft weiter ausbauen wollen. Hauptanliegen ist die Deeskalation der Spannungen in der Region durch eine Intensivierung des Dialogs und der Zusammenarbeit zwischen den Mittelmeerländern und durch die Stärkung ihrer Verbindungen mit Europa (vertrauensbildende Maß​nahmen, neue Institutionen wie etwa die Parlamentarische Versammlung Europa-Mittelmeer). Der Aktionsplan, der auf der letzten Europa-Mittelmeer-Konferenz der Außen​minister in Valencia angenommen wurde, bildet einen geeigneten Rahmen für die Förderung des Barcelona-Pro​zesses und für eine aktivere Beteiligung der Mittelmeer​partner an diesem Prozess. Die griechische Präsidentschaft wird sich für die Erfüllung der Verpflichtungen von Valencia einsetzen und den Dialog mit den Mittelmeer​ländern sowie die Zusammenarbeit in den Bereichen Han​del, Entwicklung, Recht, Einwanderung, Sicherheit und Umwelt zu fördern versuchen. Die Errichtung des Europa-Mittelmeer-Instituts für interkulturellen Dialog wird die Zusammenarbeit in den Bereichen Kultur, Jugend und Information stärken. Während unserer Präsident​schaft wer​den Konferenzen der Außenminister und der Energie​minister einberufen werden.



	Naher Osten
	Die traditionellen Beziehungen der EU zum Nahen Osten sollten dadurch weiter ausgebaut werden, dass eine Mög​lichkeit, effizient zu handeln, geschaffen wird, damit die Gewalt beendet werden kann, politische Überlegungen den Vorrang vor militärischen erhalten und der Friedensprozess wiederbelebt wird. Zu diesem Zweck sollte das "Quartett" als entscheidender Faktor für die Koordinierung der Bemühungen der internationalen Gemeinschaft herausge​stellt werden. In diesem Rahmen werden wir die Bestre​bungen nach einer Reform der palästinensischen Behörde und nach einer positiven Erwiderung seitens Israels unter​stützen, da dies dem Friedensprozess zuträglich wäre. Die Befürworter des Friedens auf beiden Seiten sollten unter anderem durch eine Wiederaufnahme der Kontakte unter den Vertretern der beiden Zivilgesellschaften unterstützt werden.




	
	Wir werden die Kontakte mit den Nachbarländern des Irans sowie den Dialog mit dem Iran fortsetzen. Unser Ziel ist es, die Beziehungen zur arabischen und islamischen Welt aus​zubauen, um ein Klima des Vertrauens und der Zusammen​arbeit zum Nutzen der Sicherheit in der Region zu schaffen. Was die Region im weiteren betrifft, so wird die Unterstüt​zung von Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen eine positive Entwicklung für die Golfstaaten darstellen.



	Afrika
	Die Rolle der EU auf dem afrikanischen Kontinent muss aufgewertet werden. Eine gute Gelegenheit hierzu bietet sich im Anschluss an das Gipfeltreffen Europa – Afrika, das am 5. April 2002 in Lissabon statt​gefunden hat. Gleichzei​tig soll alles versucht werden, um ein Wieder​aufflammen von Konflikten an den Krisenherden zu verhindern und um die humanitäre Krise auf dem afrikanischen Kontinent zu bewältigen.



	Asien
	In der Region Asien werden wir auf die Schlussfolgerungen des 4. Asien-Europa-Treffens aufbauen und die Chancen nutzen, die das Ministertreffen EU – ASEAN, das in Brüssel stattfinden wird, bietet. Die Beziehungen der EU zu Japan und China sollten schrittweise eine solche Dimension annehmen, wie sie der Größe und der Bedeutung dieser beiden Länder entspricht. Die Union hat bereits einen wichtigen Beitrag zur Normalisierung der Beziehungen zwischen Indien und Pakistan und zur Abwendung einer neuen Krise geleistet. Im Rahmen der Stabilisierung der Sicherheit in der Region werden wir weiterhin die Bemü​hungen um den Wiederaufbau Afghanistans und die Umset​zung des Bonner Abkommens unterstützen.



	Lateinamerika
	Wir werden uns während der Präsidentschaft für eine Stär​kung der Beziehungen der EU mit den Ländern Latein​amerikas einsetzen, wobei wir die Chancen, die sich auf​grund der Ministertreffen mit den Ländern der Region ergeben, nutzen und die Bemühungen der jüngsten Gipfel​treffen von Madrid fortsetzen werden. Die Ministerkonfe​renz EU – Rio-Gruppe wird einen weiteren Schritt in diese Richtung darstellen.



	Entwicklungspolitik
	Im Bereich der Entwicklungspolitik müssen insbesondere bei den Abkommen über wirtschaftliche Partnerschaft Fort​schritte erzielt werden, und wir hoffen, dass das Minister​treffen EU – AKP im Mai 2003 diesbezüglich Impulse geben wird. In der Zwischenzeit werden wir im Rat eine Reihe von Themen prüfen; hierunter fällt etwa die Orientie​rungsaussprache über die europäische Außenpolitik und über Einwande​rungs- und Entwicklungsfragen. Wir werden mit der Europäischen Kommission zusammenarbeiten, um im Einklang mit dem in Monterey und Johannesburg einge​gangenen Verpflichtungen für eine bessere Partnerschaft zwischen Nord und Süd zu sorgen.


	Handelsbeziehungen
	Um auf der 5. Ministerkonferenz in Cancun zu einem befriedigenden Resultat zu gelangen, wollen wir bei den Verhandlungen über die Entwicklungsagenda in Doha zufrieden stellende und ausgeglichene Ergebnisse erzielen. Wir werden uns bemühen, in allen Bereichen Fort​schritte zu erreichen, insbesondere aber in den Bereichen, für die Zeit​pläne für das erste Halbjahr 2003 vereinbart wurden, nämlich Dienst​leistungen, Landwirtschaft und Marktzugang. Bezüglich der bilateralen Handels​beziehungen werden wir vor allem der wirtschaftspolitischen Agenda EU – USA besondere Bedeutung beimessen. Wir werden den Prozess zur Schaffung einer Europa-Mittelmeer-Freihandelszone unter​stützen und uns bemühen, Fortschritte in den Verhandlungen mit den Golf​staaten, den Mercosur-Ländern, Iran und den AKP-Staaten zu erzielen sowie die Verhandlungen über ein Kooperationsabkommen mit Syrien zum Abschluss zu bringen.



	Terrorismusbekämpfung
	Der internationalen Zusammenarbeit, insbesondere der Zusammen​arbeit mit den USA, bei der Bekämpfung des Terrorismus kommt größte Bedeutung zu. Der politische Dialog zwischen der EU und Drittländern zu diesem Thema ist unerlässlich, damit das internationale Bündnis gegen den Terrorismus mehr Wirksamkeit erlangt. Wir werden uns weiterhin bemühen, dieses Thema im Rahmen internationaler Gremien ebenso wie in den bilateralen Beziehungen in alle Teilbereiche der Außenpolitik der EU einzubeziehen.



	Vereinte Nationen
	Während unserer Präsidentschaft wird der Text mit den Prioritäten für die Ausarbeitung des europäischen Standpunkts für die General​versammlung erstellt werden. Gleichzeitig werden wir den Bericht des Generalsekretärs der VN zur Reform der Organisation prüfen.



	Umweltdiplomatie
	Die Schwierigkeiten, auf die die EU-Positionen auf dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung in Johannesburg stießen, machten ein beträcht​liches Defizit in der Außenpolitik der EU im Bereich der Umwelt​diplomatie deutlich. Griechenland wird sich bemühen, die Entwicklung einer gemeinsamen europäischen Diplomatie im Bereich Umwelt und nachhaltige Entwicklung zu fördern. Abgesehen davon, dass die Umweltdiplomatie die europäische Position in diesen Bereichen stärken wird, stellt sie ein wirksames Instrument für präventive Maßnahmen und eine Politik der Annäherung zwischen den Völkern dar. In diesem Zusammenhang werden Kontakte zu den interessierten Mitgliedstaaten, zum Generalsekretariat des Rates und zur Europäischen Kommission hergestellt und Anstrengungen unternommen, um ein Netz der für Umweltpolitik zuständigen Direktionen in den Außenministerien der Mitgliedstaaten aufzubauen. Darüber hinaus wird in Zusam​menarbeit mit der Weltbank eine Konferenz über "Frieden und Nachhaltigkeit" veranstaltet.


	Olympischer Frieden
	Während des griechischen Vorsitzes wird jede Gelegenheit genutzt, um die Initiative des olympischen Friedens - auch auf ausgewählten inter​nationalen Veranstaltungen - zu fördern. Es werden Informationen über diese internationale Friedensinitiative zur Verfügung gestellt, und es wird die Möglichkeit geboten, spezielle Veranstaltun​gen abzuhalten, auf denen führende Persönlichkeiten und Prominente, die zur Verbrei​tung der Initiative beitragen wollen, die Friedens​verpflichtung unter​zeichnen.



	
	Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP)



	
	Hauptpriorität der griechischen Präsidentschaft im Bereich der ESVP ist die Regelung aller noch offenen Fragen, so dass im Laufe des Jahres 2003 durch eine ausgewogene Entwicklung der politischen und der militärischen Aspekte sowie durch die Förderung der politisch-militärischen Koordinierung die vollständige Einsatzbereit​schaft der EU im Hinblick auf ein umfassendes Krisenmanagement erreicht werden kann.



	Militärische Aspekte
	In diesem Zusammenhang wird sich die griechische Präsidentschaft, was die militärischen Aspekte der ESVP betrifft, auf folgende Themen konzentrieren:

	
	· Verbesserung der militärischen Fähigkeiten, damit die Union dazu in die Lage versetzt wird, auf autonomer oder nicht auto​nomer Basis Aufgaben im Sinne der Petersberger Erklärung zu übernehmen. Der Schwerpunkt wird dabei auf dem Rüstungs​sektor und vor allem auf der Stärkung der europäischen Vertei​digungsindustrie insbesondere durch die Entwicklung der Forschung und der Technologie liegen;

	
	· Konsolidierung und weiterer Ausbau und Vertiefung der Zusammenarbeit mit der NATO;

	
	· Förderung der angesichts der Erweiterung nötig werdenden Anpassungen des Mechanismus der ESVP, damit eine rei​bungslose Eingliederung der neuen Mitglieder gewährleistet ist;

	
	· Vollendung des institutionellen Rahmens für den Einsatz des Mechanismus durch die Festlegung der nötigen operativen Konzepte und allgemeinen Ansätze;

	
	· Neuanpassung und Erprobung der Verfahren, vor allem durch die Vorarbeiten für die Umsetzung des Übungsprogramms;

	
	· Intensivierung der Beziehungen zu Drittländern, insbesondere zu potenziellen Partnern, wobei den Beziehungen zu Russland im Hinblick auf seine Integration in das europäische Sicher​heits​system eine besondere Bedeutung beigemessen wird, sowie Förderung des Dialogs und engerer Beziehungen im Bereich der ESVP zu den Ländern des Mittelmeerraums und des Balkans.


	Krisenbewältigung
	Im Bereich der zivilen Krisenbewältigung ist das Hauptziel der griechischen Präsidentschaft die Integration der Fähigkeiten sowie des operativen Rahmens in allen vier Bereichen (Polizei, Rechtsstaatlich​keit, Katastrophenschutz, öffentliche Verwaltung). Gleichzeitig sollen Fortschritte bei horizontalen Themen wie der Finanzierung, der Beteiligung von Drittländern sowie der Zusammenarbeit mit inter​nationalen Organisationen und mit Nichtregie​rungsorganisationen erzielt werden. Ein besonderer Schwerpunkt liegt dabei auf der politisch-militärischen Koordinierung.



	Konfliktverhütung
	Was die Konfliktverhütung betrifft, so wird die griechische Präsident​schaft den jährlichen Fortschrittsbericht vorlegen, der die Ergebnisse widerspiegelt, die in diesem Bereich in der zweiten Hälfte des Jahres 2002 und in der ersten Hälfte des Jahres 2003 erzielt werden konnten. Ziel der griechischen Präsidentschaft ist es, einen regionalen Ansatz auszuarbeiten, wobei sie sich auf die Konfliktverhütung in Regionen wie dem Balkan konzentrieren wird, Konfliktverhütungs​mechanismen und ‑verfahren einzuführen und die Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen und Nichtregierungsorganisationen zu fördern.



	
	ALLGEMEINE ANGELEGENHEITEN



	Der Rat (Allgemeine Angelegenheiten), das Hauptkoordinierungs​gremium
	Gemäß den Leitlinien von Sevilla wird der Rat (Allgemeine Ange​legen​heiten) weiterhin die Aufgabe der Koordinierung wahrnehmen und die Hauptverantwortung für die Vorbereitung der Tagung des Europäischen Rates tragen. Im Rahmen des Rates werden wir die unter der dänischen Präsidentschaft begonnenen Beratungen über die Frage der Sprachen und des turnusmäßig wechselnden Vorsitzes angesichts der anstehenden Erweiterung fortsetzen.



	Regelung für Mitglieder des EP und Statut der Beamten der EU 
	Unter unserer Präsidentschaft wird sich der Rat mit der für Mit​glieder des EP und für politische Parteien geltenden Regelung, insbesondere ihrer Finanzierung, befassen. Desgleichen werden wir uns intensiv mit dem Statut der Beamten der Gemeinschaft, das für die Tätigkeit der Union von weitreichender Bedeutung ist, beschäftigen und hoffen, zu einer abschließenden Lösung zu gelangen.



	Kohäsionspolitik
	Die griechische Präsidentschaft misst der Zukunft der Politik für den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt große Bedeutung bei, und wir erwarten mit Interesse den zweiten Zwischenbericht zur Kohäsion. Wir werden in diesem Zusammenhang den Dialog über die Zukunft der Kohäsionspolitik nach der Erweiterung und über die Politik zur Unterstützung von unter besonderen strukturellen Nachteilen leidenden Regionen, z.B. Inseln, fördern.


	Neugestaltung des außen​politischen Handelns
	Der Rat wird die Beratungen über die Neugestaltung des außenpoliti​schen Handelns mit Schwerpunkt auf den operativen Aspekten fort​setzen. Ferner wird die Kommission im Zusam​menhang mit den Schlussfolgerungen von Sevilla nicht nur das Jahresprogramm für 2004, sondern auch das mehr​jährige Pro​gramm vorlegen, das einen wichtigen Beitrag zum interinstitu​tionellen Dialog innerhalb der Union leisten dürfte.


IV.
Schlussbemerkung

Im Vergleich zur vorhergegangenen Vorsitzperiode Griechenlands im Jahr 1994 haben die Auf​gaben im Zusammenhang mit der Organisation des EU-Vorsitzes völlig andere Dimensionen ange​nommen. Besonders zugenommen haben die Aufgaben der Präsidentschaft in den Bereichen Außenbeziehungen sowie Justiz und Inneres.

Im ersten Halbjahr 2003 werden zwei Tagungen des Europäischen Rates, fünf internationale Gipfeltreffen (EU-Afrika, Unterzeichnung des Beitrittsvertrags, Europäische Konferenz, EU­Russland, EU-westliche Balkanstaaten), 39 reguläre Ratstagungen und 14 informelle Minister​tagungen und -treffen stattfinden. Darüber hinaus sind 16 Troika-Treffen auf höchster Ebene, 37 Troika-Treffen auf Ministerebene und über 180 Tagungen und Konferenzen auf verschiedenen Ebenen in 36 griechischen Städten vorgesehen.

Nach Abschluss der zweijährigen Vorbereitungen ist sich die griechische Präsidentschaft voll und ganz ihrer Verantwortung gegenüber der europäischen Familie und der entscheidenden Rolle bewusst, die sie in einer Zeit des Wandels übernimmt. Ihr Ziel ist es, auf ausgewogene Art und Weise die äußerst positive Arbeit der dänischen Präsidentschaft fortzusetzen und die noch offenen Themen voranzubringen oder abzuschließen. Gleichzeitig möchte sie neue Ideen und Handlungs​vorschläge für ein erweitertes Europa einbringen, das sich durch mehr Wettbewerbsfähigkeit, mehr soziale Gerechtigkeit, mehr Sicherheit, eine stärkere internationale Präsenz und vor allem mehr Bürgernähe auszeichnet. Die enge Zusammenarbeit mit der anschließenden italienischen Präsident​schaft wird, so glauben wir, für die nötige Kontinuität und Kohärenz der Arbeit im Jahr 2003 sorgen, in dem wichtige Entscheidungen über die Zukunft der Union anstehen.

________________________
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